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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg -Buerfurk, Delitſch-Bitkterfeld,
Raumburg-Wrißenfels -Zeiß, Wikkenberg Schweinitz, Torgau -Tiebenwerda und die Mansfelder Kreiſe.
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Zum Kampf gegen den Zolwucher.

Proteſt gegen den Hungerzoll. Jn der Stadt Altona
unterzeichneten 32594 Perſonen, das iſt beinahe ein Viertel
der Einwohnerſchaft, unſere Petition.

Jn Wilhelmsburg mit ſeinen 16648 Einwohnern unterzeich-
neten 6347 Perſonen alſo beinahe 40 Prozent der Ein-
wohner.

Jn Barmſtedt und einigen Dörfern der Umgegend, die 1898
zuſammen 492 ſozialdemokratiſche Stimmen abgaben, wurden
1552 Unterſchriften gegeben.

Aus ſächſiſchen Orten werden noch gemeldet Gelenau 1550
Unterſchriften, Lunzenau 800, Wilkau 1950. Auch hier bedeutet
das, daß beinahe ein Viertel der Einwohner unterzeichneten.

Jn Tuttlingen (Württemberg) wurden bei 13531 Einwohnern
4359 Untelſchriften abgegeben.

Proteſte von Handwerksmeiſtern. Die Kölner Bäcker-
innung hat einſtimmig eine Reſolution gegen den Zolltarif
beſchloſſen. Die Fleiſcherinnung derſelben Stadt wählte zwölf
Abgeordnete zu dem Bezirkstag rheiniſch-weſtfäliſcher Metzger-
meiſter, die ſich alle verpflichteten, gegen jede Zollerhöh-
ung zu ſtimmen. Die Mitglieder beider Jnnungen ſind in
ihrer überwiegenden Mehrheit Zentrumsleute!

Die Erfurter Bäckerinnung nahm am 22. Oktober einſtimmig
folgende Reſolution an: „Die Mitglieder der Erfurter Bäcker-
Jnnung erklären ſich gegen jede Erhöhung der Zölle,
da ſie durch dieſelbe keinen Nutzen für den Handwerker
und kleinen Landmann erblicken können, ſondern im
Gegenteil eine Verteuerung der notwendigſten Nahrungsmittel
für den größten Teil der Bevölkerung.“

Tagesge ſchicht.
Halle 28. Oktober.

„Jch ſchlage alles kurz und klein.“
Wilhelm II. ſoll mit der Zollpolitik ſeiner Regierung nicht

einverſtanden ſein. Vor Wochen ſchon wurde in der freihänd-
leriſchen Preſſe kolportiert, er habe geſagt, der Minimaltarif
ſei Unſinn. Nach der Königsb. Hart. Ztg. iſt jetzt ein noch
draſtiſcherer Ausſpruch gefallen. Wilhelm II. ſoll geſagt haben

„Kommen keine Handelsverträge zu ſtande, ſo ſchlage
ich alles kurz und klein.“

Zu der einſtmals ausgeſprochenen Meinung, Wilhelm II.
wolle ſein eigener Miniſter ſein, würde dieſer Ausſpruch
wenig paſſen. Aus dieſer Meinung heraus hätte die Regierung
einen ſolchen Zolltarif gar nicht aufſtellen dürfen.

Gegen die Arbeitsloſigkeit.
Wie der Frankf. Ztg. aus München berichtet wird, hat der

Staatsminiſter des Jnnern an die Kreisregierungen einen
erneuten Erlaß gerichtet mit der Aufforderung, Maßregeln zur
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit zu ergreifen.

Nachdruck verboten.

Arbeit.
Roman in drei Büchern von Emile Zola. Aus dem Fran-

zöſiſchen überſetzt von Leopold Roſenzweig.
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„Nun, was ſagen Sie dazu, mein wackerer Morfain
wiederholte Jordan freudeſtrahlend.

Der alte Gußmeiſter ſtand wortlos und regungslos und
blickte auf die Oefen. Die Nacht brach berein, der Schuppen
erfüllte ſich mit Dunkelheit, und das regelmäßige, leichte Funk-
tionieren der Batterie hatte etwas Zauberhaftes an ſich. Vicht-
los und kalt ſtanden die Oefen da, wie ſchlafend, während die
kleinen Wagen mit Erz, von der Schraube ohne Ende bewegt,
ihren Jnhalt in ſie ſchütteten. Von fünf zu fünf Minuten
öffneten ſich dann die zehn Platinthüren, zehn weitzglühende
Strahlen geſchmolzenen Metalls erleuchteten blendend die
Dunkelheit, und zehn Glutflächen, aus denen blaue Funken und
goldene Raketen aufſprühten, wurden in langſamer, gleich-
mäßiger Bewegung von der Rollbahn entführt. Es war ein
wunderſames Schauſpiel, dieſe rhythmiſche Aufeinanderfolge des
Aufblitzens von immer zehn ſtrahlenden Geſtirnen, von denen
der Schuppen in regelmäßigen Jntervallen taghell erleuchtet
wurde.

Dada, der bis jetzt geſchwiegen hatte, deutete nun auf den
vom Dache herabkommenden dicken Leitungsdraht.

„Siehſt Du, Vater,“ ſagte er, „die Elektrizität wird durch
dieſen Draht hineingeführt, und ſie hat eine ſolche Kraft, daß
wenn man den Draht zerriſſe, alles in Stücke ginge, wie durch

einen Blitzſchlag.“ 9 mLucas, deſſen Beſorgniſſe zerſtreut waren, da er Morfain ſo
ruhig ſah, lachte.

„Sagen Sie das nicht, unſre Leute
Angſt bekommen. Es würde nichts in
vorſichtige, der den Draht anrührte,
Und übrigens iſt der Draht feſt.

„Das allerdings!“ rief Dada. „Es würde eine ſtarke Fauſt
dazu gehören, um ihn zu zerreißen!“

Morfain, ſtarr und unempfindlich nach wie vor, hatte ſich ge-
nähert, und er brauchte bloß die Hand zu erheben um den

würden nur unnötig
Stücke gehen, der Un-

käme allein in Gefahr.

e

Die ſächſiſche Regierung ſoll zur Steuerung der Arbeitsnot
das Erforderliche verfügt haben, um der inländiſchen Eiſen-
und Stahlinduſtrie durch möglichſt baldige Vergebung des Be-
darfs an Lokomotiven, Wagen, Brücken, Schienen uſw. für
die ſächſiſche Staatseiſenbahnverwaltung innerhalb der ver-
faſſungsmäßig zur Verfügung ſtehenden Mittel Beſchäftigung
zu verſchaffen.

Das iſt ein ſehr problematiſches Mittel. Den Vorteil davon
hat in erſter Linie das Unternehmertum. Soll die Arbeits-
loſigkeit wirkſam bekämpft werden, dann muß die Regierung
zu allererſt den Arbeitsloſen ſelbſt Beſchäftigung geben, und
zwar ſofort.
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Der geſeſſelte Preſzſünder.
Wir berichteten kürzlich ſchon von der barbariſchen Behand-

lung, die dem Genoſſen Bredenbeck in Dortmund zu teil ge-
worden. Gegen Bredenbeck wurde, während er wegen Preß-
vergehens (Beleidigung) im Gefängnis ſaß, ein neuer Prozeß
verhandelt, zu dem er aus dem Gefängnis in Herford nach
Dortmund transportiert wurde. Bredenbeck hatte ſich zur Ver-
büßung ſeiner Strafe ſelbſt geſtellt; er war überdies von Her-
ford nach Dortmund ſchon ungefeſſelt transportiert worden.
Es lag alſo nicht der geringſte Grund vor zu der Annahme,
daß er etwa einen Fluchtverſuch machen würde. Trotzdem
wurde er auf dem Rücktransport von Dortmund nach Herford
wie ein fluchtverdächtiger ſchwerer Verbrecher gefeſſelt.

Ein dem Vorwärts zur Verfügung geſtellter Brief Bredenbecks,
den dieſer aus dem Gefängnis geſchrieben hat, ſchildert die Seelen
qualen, die ihm dieſe Behandlung verurſacht hat. Der Brief
lautet:

„Bei der Urteilsverkündigung am 1. Oktober war ich an-
weſend, da ich auf Anordnung des Staatsanwalts ſo lange in
Dortmund verblieb. Dieſe Anordnung war übrigens für mich
verhängnisvoll, da ich infolgedeſſen an Stelle des ſehr rückſichts-
vollen Herforder Transporteurs einen Dortmunder Polizei-
beamten zum Rücktransport erhielt. Es war der Polizei-
beamte Nr. 78. Durch dieſen Herrn erlitt ich die ſchmach-
vollſte Behandlung, indem er mich wie einen gemeinen
Verbrecher gefeſſelt transportierte. Zureden und Proteſte waren
erfolglos.

Als er mir das Schloß anlegte, zog er mir mehreremal die
Arme auseinander, ob es auch feſt genug ſitze, bis es ſchmerzte.
So geſchloſſen führte er mich durch die ſchon ſehr beleb-
ten Straßen, am Wochenmarkt vorbei, zum Bahnhof
hin. Am Burgthor traf mich das härteſte, da dort Frau, Mutter
und Bruder ſtanden, die herbei geeilt waren, um mir noch einen
Abſchiedsgruß zuzurufen. Der ſeeliſche Schmerz übermannt
mich noch fortwährend, wenn ich an dieſen Augenblick denke.
Mit meinen Verwandten ein Wort zu reden, verbot mir der
Beamte zunächſt, geſtattete es jedoch ſpäter, als meine Mutter
in begreiflicher Aufregung hell aufſchrie. Aber die Feſſeln be-
hielt ich, ſelbſt während der dreiſtündigen Fahrt im Eiſenbahn-
wagen wurden mir dieſelben nicht gelöſt.

Hier in Herford führte er mich wieder geſchloſſen durch die
Straßen der Stadt, allen neugierigen Blicken preisgegeben, bis
ich endlich im ſchrecklichſten Zuſtande hier im Gefäng-
niſſe anlangte. Die ſeeliſchen Schmerzen, die ich erduldet, ſind
unbeſchreiblich.“

Der Brief redet eine Sprache, ſo eindringlich, ſo wirkungs-

mit ſeinem tiefgefurchten Geſicht, auf dem kein Gedanke zu
leſen war. Aber plötzlich flammte eine ſolche Glut in ſeinen
Augen auf, daß Lucas von ahnungsvollem Schrecken durchzuckt
wurde.

„Eine ſtarke Fauſt, glaubſt Du ſagte er mit tiefer Stimme.
„Das wollen wir einmal ſehen, mein Sohn

Und ehe jemand ihn hindern konnte, erfaßte er den Draht
mit ſeinen vom Feuer gehärteten, ſtählernen Zangen gleichenden
Händen, drehte ihn und zerriß ihn mit übermenſchlicher Kraft,
wie ein zorniger Rieſe die Schnur eines Kinderſpielzeugs zer-
riſſen hätte. Ein ſtarker Blitz flammte blendend auf, dem ſo-
gleich tiefe Finſternis folgte und in dieſer Finſternis hörte
man den Fall eines ſchweren Körpers, der alte Rieſe war zu
Boden geſtürzt wie eine gefällte Eiche.

Man haolte eiligſt Laternen herbei. Tief erſchüttert, konnten
Jordan und Lucas nur den Tod des Greiſes konſtatieren,
während Dada weinte und klagte. Der alte Gußmeiſter ſchien
keinen Schmerz gelitten zu haben auf dem Rücken ausgeſtreckt
lag er da, ein in der Glut gehärteter Koloß, dem das Feuer
nichts anhaben konnte. Seine Kleider brannten, und man
mußte ſie löſchen. Er hatte das geliebte Ungeheuer nicht über-
leben wollen, den alten Hochofen, deſſen letzter Anbeter er war.
Mit ihm endigte der primitive Kampf mit den Elementen,
endigte das Geſchlecht der Bezwinger des Feuers und Eroberer
des Metalles, das unter das Sklavenjoch der qualvollen Arbeit
gebeugt geweſen, und das mit Stolz ſeinen Adelsbrief der
uralten ſchweren Mühſal aufwies, unter deren Laſt die Menſch-
heit einer glücklichen Zukunft entgegenkeuchte. Er hatte ſich
hartnäckig der Kunde verſchloſſen, daß die neue Zeit erſtanden
war, wo jedem, dank dem Sieg der gerechten Arbeit, etwas
von der Ruhe, der Erquickung, dem glücklichen Lebensgenuſſe
zu teil wurde, deren früher nur einige, Bevorrechtete ſich hatten
erfreuen können, auf Koſten der ungerechten Leiden der weitaus
meiſten. Er fiel als ſtarrſinniger, weltabgewandter Held der
alten, ſchrecklichen Frone, ein an ſeinen Amboß geketteter
Zyklop, ein blinder Feind alles deſſen, was ihn befreite, der
ſeinen Stolz in ſeine Unterjochung ſetzte, und der jede Ver
minderung des Leidens und der Mühſal wie eine ſchmähliche
Entartung von ſich wies. Die Kraft der jungen Zeit, der
Blitz, deſſen Gewalt er hatte leugnen wollen, hatte ihn ver-
nichtet, und er ſchlief nun den ewigen Schlaf.
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voll und zugleich in ſeiner einfachen Sprache ſo erbitternd gegen
dieſes brutale, kulturwidrige Syſtem, daß wir uns jeder weiteren
Bemerkung dazu enthalten können.

Der Voykott gegen England.
Von der Aufnahme der Delegierten der holländiſchen Hafen

transportarbeiter und dem Stande der Angelegenheit liegen
heute folgende Meldungen vor:

Havre, 26. Oktober. Die hieſigen Dockarbeiter haben die
Vertreter der Amſterdamer Dockarbeiter begeiſtert einpfangen.
Es ſteht außer allem Zweifel, daß die hieſigen Hafenarbeiter
der Boykottbewegung beitreten werden. Auch die Docker
von Kopenhagen haben ſich der Boykottbewegung ange
ſchloſſen und bereits einen diesbezüglichen Ausſchuß ernannt.

Antwerpen, 27. Oktober. Ein hieſiger Getreidehändler, der
eine große Menge Getreide zu verkaufen hatte, erhielt von
ſeinem Amſterdamer Agenten die Meldung, er könne dieſe
Ware nur unter der Bedingung verkaufen, daß ſie nicht von
einem engliſchen Dampfer transportiert ſei.

Haag, 27. Oktober. Der Anwalt Troelſtra, Führer der
ſozialiſtiſchen Parlamentsgruppe, hat einen Brief von zwei aus-
wärtigen Sozialiſten erhalten, in welchem ihm die Summe von
10000 Gulden zur Unterſtützung der Boykottbewegung gegen
die engliſche Handelsmarine zur Verfügung geſtellt wird.

Zu viel. Wilhelm II. hat anläßlich der in letzter Zeit ein
getretenen Häufung der Geſuche von Städten, Vandgemeinden
und Kirchengemeinſchaften um perſönliche Teilnahme an Ein-
weihungsfeiern beſtimmt, daß dieſe Geſuche künftig zunächſt an
die Oberpräſidenten eingereicht und von dieſen an die Miniſter
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten oder
des Jnnern, je nach der Zuſtändigkeit, zur Prüfung weiter
gegeben werden ſollen.

50000 Chinamedaillen ſollen an Nichtkombattanten, die
ſich um die Chingexpedition irgendwie verdient gemacht haben

verliehen werden. r aEs wird dann der, der keine Medaille hat, aus gezeichne
ſein.

Die „Aelteſten der Berliner Kaufmannſchaft“ ſind
am Sonnabend nach ſtürmiſchen Auseinanderſetzungen in eine
Handelskammer umgewandelt worden. Die Abſtimmung
ergab 5 Stimmen über die erforderliche Dreiviertelmajorität.

Jn dem Berliner Krankenkaſſenſtreit hat am Sonn
abend das Schiedsgericht getagt. Eine Einigung kam nicht
zu ſtande, da die Apotheker keine Konzeſſionen machen wollten,
ſich vielmehr bemühten, die Verhandlungen hinzuſchleppen.
Nach langen Auseinanderſetzungen wurde die Verhandlung ver-
tagt, nachdem den Apothekern beſtimmte Fragen zur Beant-
wortung vorgelegt worden waren.

Einer von vielen. Von dem früheren badiſchen Landtags-
abgeordneten Müller (nationalliberal) entwirft der Bad. Lands-
mann folgende ſchmeichelhafte Schilderung

„Müller war thatſächlich eine parlamentariſche Null, er hat
im Landtag nichts geleiſtet, und zu beſonderem Dank. hat ſein
Dezirk allerdings keinen Anlaß. Er hat nichts gethan, als

Draht zu erreichen. Einige Augenblicke ſtand er unbeweglich

der liberalen Partei das Opfer ſeiner religiöſen Ueberzeugung

Jnnerhalb der nächſten Jahre wurden noch drei Ehen ge-
ſchloſſen, die die Klaſſen noch mehr vermiſchten, die Bande noch
enger knüpften zwiſchen dem kleinen Volk der Brüderlichkeit
und des Friedens, das ſich unaufhörlich vermehrte. Der älteſte
Sohn Lucas' und Joſinens, Hilaire, ein kräftiger junger Mann
von nun ſchon ſechsundzwanzig Jahren, heiratete Colette, eine
entzückende achtzehnjährige Blondine, die Tochter Nanets und
Niſes; damit kam das Blut der Delaveau zur Ruhe im Blute
der Froment und jener Joſine, die einſt halb verhungert am
Thore der Stahlwerke gezittert und geweint hatte. Dann
heiratete eine andere Froment, Thereſe, das dritte Kind Lucas',
ein großes, ſchönes, heiteres Mädchen von ſiebzehn Jahren,
Raymund, den Sohn von Dada und Honorine Caffiaux, der
zwei Jahre älter war als ſie; damit vermiſchte ſich das Blut
der Froment wieder mit dem der Morfain, des antiken Arbeiter-
geſchlechts, und dem der Caffiaux, der Angehörigen des ehe-
maligen Handels, den die Crecherie zu Grunde gerichtet hatte.
ind endlich vereinigte ſich die liebenswürdige zwanzigjährige

Leonie, Tochter von Blauchen und Achille Gourier, mit Severin
Bonnaire, dem jüngeren Bruder Luciens, der gleichen Alters
mit ihr war; und hier verſchmolz das ſterbende Bürgertum mit
dem Volke, mit den rauhen, in ihr Schickſal ergebenen Arbeitern
der alten Zeit und den revolutionären neuen Arbeitern, die
ihrer vollſtändigen Befreiung zuſtrebten.

Fröhliche Hochzeitsfeſte wurden gefeiert, die glückliche Nach
kommenſchaft Lucas' und Joſinens ſollte blühen und ſich ver-
mehren, ſollte die neue Stadt bevölkern helfen, die Lucas er
baut hatte, damit Joſine, und das ganze Volk mit ihr, von dem
ungerechten Elend errettet werde. Der mächtige Strom der
Liebe, des Lebens verbreiterte ſich ohne Unterlaß, verzehnfachte
die Ernten, ließ immer neue Menſchen entſtehen, damit immer
mehr Wahrheit und Gerechtigkeit auf Erden werde.

(Fortſ. folgt.)

Heiteres.
Jmmer höflich. Fräulein: Herr Profeſſor, wagen Sie

mir ins Geſicht zu ſehen und dann zu behaupten, ich ſtamme
von den Affen

Profeſſor: Hm! Es muß in der That ein ſehr charmanter
Affe geweſen ſein. (Jugend.)
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gebracht und dafür die Ehre achabt, Volksvertreter“
und das nügen, den weiten Winter, ſtatt in dem langweiligen ich fen. n der Reſidenz zubringen zu dürfen,
wo er ſi anf erte und doch beſcheiden lebte, hier und da
einen Fraktionsſuff mitmachte und die andre Zeit abends
mit Wiener Würſtchen oder einem Schweinsrippchen
fürlieb nahm, und ſo am Schluß jeder Seſſion ca. 800--1000 Mk.
nach brachte, als Lohn für ſeine Null Rolle, mit dem
er ſich alle zwei Jahre ein Landtagsäckerlein ge-kauft hat. Solcher Patrone ſind ührigens ſchen mehr im

Landtag Pleſſen
Und nicht nur in Baden, auch anderswo!
Oherchez Ia ſemme. Die Frankf. Ztg. erzählt fol

gendes amüſante Geſchichtchen:

„Jm vergangenen Jahre war's. Der nun verſtorbene Dr.Georg v. Siemens war zur ſericentehhgetaſet eladen,
an der außerdem noch der König von Württemberg mit ſeinem
Schwiegerſohn, dem Erbprinzen von Wied, teilnahm. Das Ge-
ſpräch kam auf den TransvaalKrieg. Der Kaiſer meinte, er
könne ſich die in ganz Deutſchland hervorbrechende Begeiſte
rung für die Buren nicht erklären. „Wo kommt ſie nur her

„Die Sache iſt ſehr einfach zu erklären,“ meinte Dr v. Sie-
mens, die Begeiſterung für die Buren iſt ſo groß, weil die
Frauen und Kinder für die Buren ſind. Jn meiner Familie
iſt s ſo und ſo wird's wohl überall ſein

Der Kaiſer ſchlug ſich lachend auf das Knie: „Sie haben
ganz recht, lieber Siemens, in meiner Familie iſt's gerade ſo.
Von den Frauen kommt die Burenbegeiſterung. Auch die meine
kann morgens kaum die Zeitungen erwarten, die ihr die Siege
der Buren melden!“

Jetzt weiß man's alſo!

Bei der Erſatzwahl zum Lippeſchen Landtage, die in
Detmold vorgenommen werden mußte, kam unſer Parteigenoſſe
Domſcheit mit dem Freiſinnigen Wißmann in Stichwahl.
Bei dieſer erhielt nun am Sonnabend Domſcheit 462, Wißmann
480 Stimmen. Wäre nicht ein großer Teil unſerer Wähler,
die a egler, außer Landes, dann wäre Donmnſcheit gewählt
worden.

Wegen Beleidigung der Chinakrieger iſt in Nordhauſen
der bulgariſche Muſikdirektor Pflaum zu 700 Mark Geldſtrafe
verurteilt worden. Er hatte in einer Wirtshausunterhaltung
die Hunnenbriefe als wahre Berichte verteidigt und dabei Be-
leidigungen der Chinatruppen ausgeſtoßen.

Ausland.
Belgien. Kampf um das allgemeine Wahlrecht.

Die ſozialiſtiſche Kammerfraktion hat beſchloſſen, für das gleiche
Wahlrecht in folgender energiſcher Weiſe die Agitation zu be-
treiben: Die Deputierten begeben ſich an einem beſtimmten
Sonntage alle in denſelben Kreis und halten Verſammlungen
ab. Nach und nach ſollen ſo alle Kreiſe des Landes bereiſt
werden. Am Sonntag, den 10. November, wird mit dem
Lütticher Gebiet begonnen, bis die Agitationstouren mit dem
20. April im Kreis Luxemburg ihren Abſchluß finden. Die
Zahl der ſozialiſtiſchen Abgeordneten in der belgiſchen Kammer
beträgt 33, ſo daß jedesmal gegen 30 Verſammlungen in Be-
tracht kommen werden.

Jtalien. Jn Neapel ſollte Sonnabend abend eine
Straßenkundgebung gegen die im Unterſuchungsbericht kompro-mittierten Perſonltchtelten ſtattfinden, die Polizei verhinderte

jedoch die Demonſtration. Auch die Wittwe des verſtor-
benen „italieniſchen Bismarcks“, Lina Crispi, iſt in den Kor-
ruptionsſkandal verwickelt. Die Munizipalität von Neapel
hatte große Terrains zu verkaufen, teils zu 25, teils zu 15
Lire den Quadratmeter, je nach dem Wert des Bodens. Der
Donna Lina gelang es, den wertvolleren Boden mit 15 Lire
pro Quadratmeter zu erhalten bevor jedoch der Kontrakt unter
zeichnet wurde, verlangte die geſchäftsgewandte Frau des ehe-
maligen Premierminiſters, daß man ihr den Quadratmeter für
3 Lire berechne, und der höfliche Magiſtrat willigte ein.

Spanien. Militariſtiſche Kundgebung. Jn derKammer erklärte Kriegsminiſter General Weyler in Erwiderung
einer Anfrage Cobledos, er habe niemals an die Diktatur ge-
dacht, wenn man ihn aber in ſchweren Zeiten um ſeine Mit-
hilfe angehen werde, dann werde er wiſſen, was er zu thun
habe. Er werde ſtets die ſoldatiſchen Pflichten voranſtellen,
wenn er zwiſchen dieſen und den politiſchen Pflichten zu ent
ſcheiden haben werde.

Rußland. Die Neutralität des „Friedenszaren“
im Burenkriege. Einzelne Blätter, darunter die Nowoja
Wremja, fordern die Regierung auf, energiſche Maßregeln zu
ergreifen, um die Werbung von Ruſſen ſowie den Ankauf
von Pferden für die engliſche Armee in Südafrika zu ver-
hindern.

Aſien. Kriegsgreuel auf den Philippinen. Nach
einem Telegramm aus Samas (Philippinen) begünſtigen die
Zivilbehörden die Rebellion. Alle amerikaniſchen Gefangenen
werden ſchauerlich gefoltert, verſtümmelt, zum großen Teil
lebendig verbrannt. Die amerikaniſchen Soldaten nehmen
blutige Rache.

Varteinachrichten.

Das Parteiarchiv iſt der Benutzung übergeben word en
Die Bibliothek der ſozialdemokratiſchen Partei befindet ſich Ber
lin SW. 48, Alexandrinerſtraße 26. Mit ausdrücklicher Erlaubnis
des Parteivorſtandes können Bücher auch an Jntereſſenten
außerhalb Berlins geſandt werden. Denſelben kann auf Wunſch
der ſyſtematiſche Katalog des Partei Archivs für kurze Zeit
übermittelt werden.

Solizeiliches und Gerichtliches.

g Zu einem Monat Gefängnis wurde in Breslau der
verantwortliche Redakteur der Wahrheit, Genoſſe Franz Klühs,
wegen öffentlicher Beleidigung des Vorſtandes und der Mit-
glieder des „Vereins zur Förderung des Wohls der arbeiten
den Klaſſen“ in Waldenburg, verurteilt. Mit Rückſicht darauf,
daß Genoſſe Klühs bereits einmal wegen Deteidigupg des Dr.
Ritter, des Vorſitzenden jenes Vereins, mit einem Monat Ge-
fängnis vorbeſtraft ſei, hat das Gericht von einer Geldſtrafe
abgeſehen und wie oben erkannt. Der Staatsanwalt hatte die
Kleinigkeit von 3 Monaten beantragt. Gegen das Urteil wird
die Reviſion angemeldet.

Zur Stadtverordnetenwahl.
Das zweite Flugblatt für die Stadtverordnetenwahlen iſt

geſtern ſeitens des Sozialdemokratiſchen Vereins zur Vertei-
lung gelangt. Jm dritten und ſechſten Bezirk waren mehr
Genoſſen erſchienen, als erforderlich waren im erſten, zweiten
und fünften Bezirk reichte die Zahl der Erſchienenen bequem
zu; nur im vierten Bezirk fehlte es an Mannſchaften. Das
Flugblatt liegt heute der Geſamtauflage des Volksblattes bei
und erbringt den Nachweis, daß die Erkorenen der kommu-
nalen Bezirksvereine als Stadtverordnete die reaktionärſten
Maßnahmen des Magiſtrats gutgeheißen und wiederholt eine
abſtoßend arbeiterfeindliche Haltung eingenommen haben.
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reren unſerer Genoſſen vom Magiſtrat die gungangen iſt, daß ſie er die preußiſche Staatsan ehdrigeen

erlangt haben. Natürlich kann jetzt nicht mehr die Beteiligung
an den Stadtverordnetenwahlen erwirkt werden. Unſer Kollege

v e F. n e er n 433 WWie ein Hohn erſcheint es, daß in den r meh

Weißmann zählt auch mit zu den Entrechteten, obwoh erbereits Anfan u alſo reichlich früh genug, ſam Papiere
auf dem Rathauſe eingereicht hat, die erforderlich waren. Faſt
vier Monate lang hat es demnach gedauert, bis die „Erwäg-
ungen“, ob Weißmann der Gnade teilhaftig werden dürfe, ſi
Preuße zu nennen, zum Abſchluß gelangt ſind. Die Bei-
bringung irgend welcher weiteren Papiere iſt nicht gefordert
worden; ſeit Anfang Juli iſt mithin alles in Ordnung ge-
e In einem anderen Falle ſind die vorgeſchriebenen Aus
weispapiere im Auguſt auf dem Rathauſe eingereicht worden,
und der Betreffende iſt gleichfalls erſt vorigen Donnerstag von
der Aufnahme in den Verband preußiſcher Staatsangehöriger
unterrichtet worden. Auch er darf nicht mehr mitwählen.
Jſt der Magiſtrat ſo ſchwach, daß er auf ſolche „kleinen Mit
tel“ nicht verzichten kann

Die r L riter Kandidatenliſte iſt, nachdem
geſtern Genoſſe Güldenberg einſtimmig als zweiter Kandidat
für den fünften Bezirk aufgeſtellt worden iſt, nunmehr voll-
ſtändig. Sie lautet:
1. Bezirk (Marktv.) Redakteur Wilhelm Swienty,
2. Königsv.) Schneidermſtr. Adolf Albrecht (Ww.),
3. GGlauch. V.) Korrektor Karl Krüger (Wiederwahl),

Redakteur Adolf Thiele,
4. (Magdeb. V.) Zeitungsverleger Auguſt Grofz,

Mühlenbauer Guſtav Schmidt,
5. (Reumarktv.) Tiſchlermeiſter Karl Reiwand,

Arbeiterſekr. Mathias Güldenberg,
6. Galle-Nord) Schriftſetzer Wilh. Oſterburg (Ww.).

Jm dritten Bezirk iſt einer der beiden Kandidaten auf ſechs,
der andere auf vier Jahre zu wählen. Nach getroffener Ver-
einbarung ſoll Genoſſe Krüger als bisheriger Vertreter des
Bezirks auf ſechs, Thiele auf vier Jahre gewählt worden.
Es iſt nötig, daß alle Wähler ſich ſtreng darnach richten und
nicht etwa die Reihenfolge ändern, weil es ſonſt möglich wäre,
daß die in veränderter Folge abgegebenen Stimmen beſonders
gezählt werden und dadurch das Geſamtergebnis zu unſern
Ingunſten beeinflußt wird, ſo daß unter Umſtänden uns durch

Nichtbeachtung obigen Rates der Bezirk verloren gehen könnte.

Gärtnereibeſitzer Herz iſt zur Niederlegung ſeines Man-
dats durch mißliche Geſchäftsverhältniſſe veranlaßt worden.
Die Eröffnung des Konkurſes über ſein Vermögen iſt vor
einigen Tagen erfolgt.

Für den dritten Wahlbezirk fand geſtern mittag im
Glauchaer Schützenhauſe eine recht befriedigend beſuchte öffent-
liche Wählerverſammlung ſtatt. Jn faſt anderthalbſtündiger
Rede beleuchtete Genoſſe Krüger das bisherige Wirken der
ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten. Er führte eine ganze
Reihe von Fällen an, in denen zunächſt Anträge unſerer
Freunde abgelehnt worden waren, weil ſie eben von ſozial-
demokratiſcher Seite kamen ſpäter ſind dann dieſelben Anträge
angenommen worden, nachdem der Magiſtrat ſich zu ihrer
Richtigkeit hatte bekehren müſſen. Auch auf die Finanzpolitik
des Magiſtrats und der kommunalvereinlichen Stadtverordneten,
auf die Vernachläſſigung der Volksſchule und die häßlich reak-
tionären Anſchauungen auf dem Gebiete der Sozialpolitik, der
Wohnungsfrage, der Wahlentrechtung ging Krüger in ſeiner
klar disponierten, von Humor gewürzten Rede des näheren ein.

Genoſſe Ad. Thiele richtete ſcharfe Pfeile der Kritik gegen
die verwerfliche Repräſentations- Politik des Ma-
giſtrates, der von den bürgervereinlichen Stadtverordneten
allenthalben Rechnung getragen werde, während dringendſte
Ausgaben unterbleiben. Das Verhalten der Mehrheiten der
ſtädtiſchen Körperſchaften entſpreche in einer ganzen Anzahl von
Fällen dem Motto: „Nach außen hui, nach innen pfui! Ein-
gehend beleuchtete dann Redner die Thorheit mancher Klein-
gewerbetreibenden, ſich durch das Wort „Sozialdemokrat“ ab-
ſchrecken zu laſſen, obwohl ſie innerlich mit dem bisherigen
Verhalten unſerer Freunde in allen Hauptpunkten ſich
einverſtanden erklären müſſen, während ſie wiſſen, daß die
kommunalvereinlichen Stadtverordneten ihre Intereſſen fortgeſetzt
aufs ſchwerſte geſchädigt haben. Wer den Sozialdemokraten
wähle, der wählt ein Programm und kann ſich unter allen
Umſtänden auf deſſen ſtrenge Beachtung verlaſſen. Name und
Perſon unſerer Kandidaten werden dem Programm gegenüber
gewiſſermaßen zur Nebenſache, ſo daß es gleichgiltig iſt, ob der
einzelne Wähler den einzelnen Kandidaten näher kennt. Der
Wähler kann ſich eben auf die Charakterfeſtigkeit der ſozial-
demokratiſchen Kandidaten unbedingt verlaſſen. Bei den kom-
munalvereinlichen Kandidaten wählt man dagegen einen
Namen, hinter dem zwar in der Regel ein ziemlicher Geld-
ſack ſteht, ſonſt aber nichts. Oft genug ſei doch wahrlich die
Bürgerſchaft durch jene Herren getäuſcht worden. Wir buhlen
nicht um die Stimme der unſerer Partei nicht angehörenden
Kleinhandwerker; aber von ihrem Verſtande ſollte man erwarten
können, daß ſie die Wahrung ihrer Jntereſſen in die Hände
von Leuten legen, mit denen ſie in allen ſtädtiſchen Fragen
ungleich mehr Berührungspunkte haben, als mit den Kliquen
der Großunternehmer, Beamten und Baumeiſter. Hohe Politik
kann im Stadtverordneten-Kollegium nicht getrieben werden;
die ſozialiſtiſche Geſellſchaft wird kommen, auch wenn wir
keinen einzigen Vertreter im Kollegium ſitzen haben ſie würde
auch dann nicht eher kommen, wenn wir ſämtliche Stadt-
verordnetenſeſſel beſetzt hielten. Um was es ſich bei unſeren
Wahlen handelt, das iſt die Notwendigkeit, dem kommunal-
vereinlichen Kliquenweſen ein Ende zu bereiten. Daran haben
die Kleinhandwerker und Kleinhändler genau dasſelbe Jntereſſe
wie die Arbeiter, und darum müſſen ſie bei den Wahlen Hand
in Hand gehen, ebenſo wie auf der andern Seite die Beamten
mit den Großunternehmern Hand in Hand gehen. Auf die
Einſichtsloſigkeit der Kleinhändler ſpekuliert der „Bürgervereinfür ſtädtiſche Jntereſſen“, welcher nach einem Eingeſandt in

der Saalezeitung zu dem alten Mittel greift, die Kleinhändler
gegen die Arbeiterkandidaten wegen des Konſumvereins auf-en zu wollen. Die Beamten, die doch nicht ſo ſehr jeden

Hroſchen anzuſehen brauchen wie die Arbeiter, haben doch
leichfalls Konſumvereine. Warum erinnert der „Bürgervereinfür ſtädtiſche Jntereſſen“ nicht an dieſe Konſumvereine, denen

eine ganze Anzahl ſeiner Mitglieder angehören
Beide Vorträge wurden mit lebhafteſtem und andauernden

Beifall aufgenommen, ſo daß die Verſammlung äußerſt an-
regend verlief. Leider konnte wegen vorgerückter Zeit Genoſſe
Stejskal nicht ſeine Ausführungen, die ſich gegen die Wirt-
ſchaftspolitik des Magiſtrats richteten, zu Ende bringen. Es
ſoll für den dritten Bezirk nächſten Sonntag noch eine zweite
allgemeine Wählerverſammlung abgehalten werden.

Die geſtrige öffentliche Wählerverſammlung im Kon-
zerthanſe war recht gut beſucht; auch eine ganze Anzahl Geg-
ner konnten unter den Anweſenden wahrgenommen werden.
Nach Eröffnung der Verſammlung teilte Genoſſe Reiwand mit,
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ausſcheidenden Stadtvero en Herz im 5. Wahlbezi aufzu-
ſtellen. Als eventuellen KMoidaten der Sozialdemokratie em-
pfahl er den Arbeiterſekretät Güldenberg.

evor in die Digkigſen über die Wahl eingetreten wurde,
b Gen, Redakteur Swienty eine kurze Einleitung über die

rinzipielle tellyna, die ſeitens der ſozialdemokratiſchen Stadt-
verordneten im Gegenſatz zu den bürgerlichen im Stadtparla-
mente eingenommen wixd: Jn einem Flugblatte der bürgerlichen Wahlpereine macht man unſeren Parteigenoſſen den Vor

wurf, daß ſie nur einſeitig die politiſchen Intereſſen ihrer poli
tiſchen Partei vertreten. Dies iſt nicht wahr. Wohl aber unter-
ſcheiden ſich unſere Vertreter inſofern von den bürgerlichen
Stadtverordneten, als ſie alle ihre Handlungen auf einem ein-
heitlichen Programm baſieren, ſo daß man über ihre Stellung-
nahme niemals im unklaren ſein kann. Die bürgerlichen Stadt
verordneten dagegen vertreten in unaufhörlichem Hin und
Herſchwanken die widerſprechendſten Intereſſen der beſitzenden
Klaſſen. Die G demetrgriſchen Stadtverordneten nen
durchaus kein Hehl daraus, daß ſie ausſchließlich die e en
der großen Arbeiterklaſſe vertreten, weil ſie der feſten Ueber
eugung ſind, daß dieſe re die wahrhaft kulturellen ſind.u übrigen fällt der Vorwurf der parteipolitiſchen Beſtrebun-
en auch auf die bürgerlichen Parteien zurück; im Kollegium

ind die Anhänger aller politiſchen Parteien des Bürgertums
vertreten.

Das Dreiklaſſenwahlſyſtem iſt nach Bismarcks Ausſpruch
das elendeſte aller Wahlſyſteme. Selbſt die preußiſche Re-
apng war hiervon überzeugt, und ſuchte durch ein neues
hHeſetz wenigſtens einigermaßen einen Ausgleich zwiſchen den

drei Klaſſen herbeizuführen. Jn dieſem Geſetz waren den
Kommunen drei Wege freigegeben, auf denen ſie einen Aus-
gleich vornehmen konnten. Jn Halle hat man nun den un-
in gſten Weg gewählt, um nur der Sozialdemokratie keinen
zorteil zu ſchaffen. Hierbei haben ſich die Freiſinnigen unter

Führung des Stärkefabrikanten Schmidt als Helfershelfer des
reaktionären Magiſtrats bewährt.

Bürgermeiſter Holly hat vor einiger Zeit geäußert, daß die
Arbeiterklaſſe nur aller Steuerbeiträge lieſere, während die
Beſitzenden aufbringen. Das iſt richtig. Wer aber er-
möglicht den Beſitzenden ein ſo hohes, ſteuerkräftiges Ein-
kommen Doch nur die Arbeiter. Das ganze Gebaren der
bürgerlichen Stadtverordneten iſt nur eine Stellungnahme
egen die Sozialdemokratie. Sie verleugnen ihre liberalen
zrinzipien und ſind, obwohl ſie die ſtolze Deviſe: „Gleich-

mäßig vorurteilsfrei und unbeugſam“ auf ihre Jahne ge
ſchrieben haben, reaktionärer als die oſtpreußiſchen Junker.

Genoſſe Swienthy ſtreifte dann noch kurz die Wohnungs-
frage und das Elend, das in der in Halle in erſchreckendemMaße herrſchenden Wohnungsnot ſeine Wurzeln hat. Die Ver
leihung des Erbbaurechtes, wie ſie vom Magiſtrate in die Wege
geleitet wurde, iſt nur eine lendenlahme Maßregel, die der Not
nicht im geringſten abhelfen kann. Ebenſo ſchwach war das
Verhalten des Magiſtrates in der Frage der ArbeitsloſenZäh
lung, wo die reaktionäre preußiſche Regierung den Herrn Ober-
bürgermeiſter Staude desavouierte. „Der Worte ſind genug
geſcheh'n, nun laßt uns endlich Thaten ſeh'n!“, mit dieſem
Spruche ſchloß Genoſſe Swienty ſeine Ausführungen.

Genoſſe Stadtverordneter Albrecht ſchilderte hierauf den
plutokratiſchen Charakter und den Nepotismus im hieſigen
Stadtparlamente. Weiter gab er eine Charakteriſtik einiger
„unbeugſamer“ freiſinniger Stadtverordneten, z. B, des Bau-
meiſters Gygas, der ſich von einem „ſtillen re zu einem
rückgratloſen „freiwilligen Magiſtratskommiſſar“ durchgemauſert
hat. Ein Geſinnungsgenoſſe des Herrn Gygas iſt Herr
Dr. Lehmann, der ſich in der Petitionsangelegenheit gegen den
Brotwucher mit Ruhm bedeckte.

Genoſſe Albrecht ging dann ausführlicher auf die Stellung
der Sozialdemokraten zum Schulweſen ein: Unſere Partei-
genoſſen ſind immer für eine Aufbeſſerung der Lehrergehälter
eingetreten. Sie werden es auch bei der derzeitigen Gehalts-
vorlage thun. Für eine Gehaltserhöhung der Herren freilich,
die über ein Einkommen von 6 und mehr Tauſenden verfügen,
würden ſie nicht zu haben ſeien. Mit aller Kraft arbeiten
unſere Genoſſen für eine h der Volksſchule, der noch, ſo
viele Mängel anhaften. Beſonders hier in Halle zeigt ſich
die verderbliche Ueberfüllung der Schulklaſſen. Hierzu kommen
die reaktionären Lehrziele der Schule, die Schwierigkeit für den
Arbeiter, die nötigen Lernmittel zu beſchaffen. Daher nunſere Genoſſen volle Lernmittelfreihelt und unentgeltliche Be

köſtigung der Kinder.
Der Sparſamkeit unſerer ſtädtiſchen Verwaltung auf ſozial-

politiſchem Gebiete ſteht eine große Freigebigkeit zu Repräſen-
tationszwecken gegenüber. Davon zeugt das Feſtmahl beim
Einzuge des Artillerie-Regiments, davon zeugen die 70 000 M.
zur Denkmalseinweihung. Zur Hebung der Wohnungsnot iſt
freilich kein Geld vorhanden. Das zeigt ſich auch in Bezug
auf die Errichtung eines Aſyls für Obdachloſe, das nach ſechs-
jährigen Beratungen jetzt erſt gebaut werden ſoll, und deſſen
Einrichtung der eines Korrektionshauſes entſpricht. Ebenſo

t der Halleſchen Stadtverwaltungbei der Bekämpfung der Tuberkuloſe, jener Proletarierkrank-
heit, die unzählige Opfer fordert, zu deren Bekämpfung die
örgße Stadt Halle aber nur erbärmliche 1000 Mark bewilligte

Nach den Ausführungen des Genoſſen Albrecht, aus denen
noch hervorzuheben iſt, daß unſere Genoſſen im Kollegium un-
abhängig nach jeder Richtung hin gehandelt haben, richtete Gen
Swienty die Aufforderung an die Gegner, ſich zum Worte zu
melden. Da keiner derſelben in die Diskuſſion eintreten wollte,
ſchritt Genoſſe Reiwand zur Wahl. Genoſſe Arbeiterſekretär
Güldenberg wurde einſtimmig als Kandidat für den 5. Bezirk
gewählt. Jn dieſem Bezirke muß ebenſo wie im 3. Bezirke die
Scheidung aufrecht erhalten werden, daß Genoſſe Reiwand für
6, Gen. Adenberg für 4 Jahre gewählt werden muß.
Jnzwiſchen war Gen. Reichstagsabgeordneter Stadthagen

eingetroffen und erhielt das Wort für ſein Referat. Zunachſt
wies er darauf hin, daß die Beſtimmung, die Verſammlung
müſſe um 2 Uhr beendet ſein, durch eine Kammergerichtsent-
ſcheidung aufgehoben ſei, gegen eine etwaige Auflöſung der Ver-
ſginm lung alſo Beſchwerde erhoben werden müſſe. Darauf ging
Genoſſe Stadthagen, der auch Stadtverordneter von Berlin iſt,
dazu über, die einzelnen Geſichtspunkte darzulegen und zu er
läutern, von denen aus die ſozialdemokratiſchen Stadtverord-
neten Kommunalpolitik zu treiben haben.

Das Selbſtverwaltungsrecht der preußiſchen Städte iſt in einer
der reaktionärſten Perioden der Geſchichte entſtanden. Regk-
tionär iſt das Dreiklaſſenwahlrecht, nach welchem der Geld
ſack allein ausſchlaggebend iſt. Jn den Kommunen werden die
Intereſſen der Beſitzenden vertreten, daher auch die Feindſchaft
gegen die Einführung des u 7 Wahlrechts, daher die
n u der Armen. Vor allem herrſcht in den Stadt
verwaltungen aber der Einfluß der Hausagrarier.

Auf dem Gebiete des Schulweſens verlangen wir Sozial
demokraten die Einheitsſchule mit der Unentgeltlichkeit des
Unterrichts, der Lehrmittel und der Beköſtigung aller Kinder.
Gleichzeitig aber muß eine Reviſion der Lehrpläne vorgenommenwerden, um den unnötigen Memorierſtoff aus den Echulen zu

verbannen. Nur das, was den Kindern im ſpäteren Kampfe
ums Daſein nützen kann, ſoll in der Schule gelehrt werden.

Die Forderungen, die wir ſtellen, ſind in zwei franzöſiſchen
Gemeinden, in m und in Paris ſchon verwirklicht worden.
Hier hat ſich herausgeſtellt, daß die Belaſtung des kommunalen
Budgets durch derartige Aufwendungen nur eine ganz minimale
iſt. n das Gebiet des Schulweſens gehört ferner das Ent
gegenarbeiten der Klaſſenüberfüllung, das Verbot der Erwerbs
thätigkeit durch Kinder im ichtigen Alter ſowie die
Forderung des hliggtgriſhen Fort dings unterrichte in den

rückſtändig iſt die J

Zagesſtunden- Alle Beſtrebungen zur Hebung des Bildungs-
niveaus des Volkes müßten eigentlich von dem liberalen Bürgertum auf Grund ſeines rege n unterſtützt werden. Allein
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Ein weiteres Feld einer ſegensreichen Thätigkeit der ſtädtiſchen
Verwaltungen iſt das Gebiet der Kranken- und Armenpflege.
g verlangen wir eine umfaſſende Fürſorge für Mütter und

inder. Dazu gehört die Errichtung von Entbindungshäuſern
und Heimſtätten für Säuglinge, ferner Schulärzte in genügen-
der Anzahl und Heilſtätten für Geneſende. Bei der ſtädtiſchen
rwenpflene muß die Zetelighng der Frauen erſtrebt werden,

denen noch jedes Recht z Teilnahme am. öffentlichen Leben
vorenthalten wird. Zur Krankenpflege gehört auch die Heran-
ziehung der zahlreichen Heimarbeiter zur Krankenverſicherung.

Für die e chen Arbeiter müſſen die Stadtverwaltungen
t Maßregeln ren die in Bezug auf Arbeitszeit,

ntlohnung, Altersverſorgung u. ſ. w. vorbildlich für das ganze
Unternehmertum ſein können. Die Arbeiten für die Stadt,
die Verkehrsanſtalten und dergleichen müſſen in ſtädtiſche Regie
übernommen werden.

In den Stadtverordneten Verſammlungen ſoll aber auch ein
politiſcher Kampf geht werden. reiheit des
Volkes gegen abſolutiſtiſche und reaktionäre Beſtrebungen ver
teidigt werden. An dem Beiſpiele Berlins wies Genoſſe
Stadthagen nach, welchen ſchweren Angriffen die Selbſtver-
waltung der Städte auegeſes iſt.

Jn dem Verteidigungskampf ſind unſere Genoſſen die ein-
zigen mutigen Vorkämpfer der ſtädtiſchen Freiheiten. Die libe-
ralen Stadtväter verſagen regelmäßig und nehmen die ſchwer-
ſten Demütigungen auf ſich. Die freiſinnigen Stadtverordneten
Berlins ſind typiſch für den geſamten Freiſinn in den preußi-
Stadtparlamenten. Jn der Klaſſenkampfnatur des heutigen
Staates liegt es, daß auch die Stadtverordnetenwahlen politi-
ſchen Charakter tragen. Jeder einzelne muß daher an dieſem
Kampfe teilnehmen, die Lapen aufrütteln, die Gleichgültigen
belehren, damit der Sozialdemokratie und damit der Kultur
zum Siege verhelfen.

Gen. Reiwand forderte im Schlußwort noch einmal zu
einer regen Agitation für unſere Kandidaten ſowie einer um-
fangreichen Beteiligung an den Wahlen ſelbſt auf und ſchloß
gegen 23 Uhr die Verſammlung.

Die Schwergeburt im Bezirk Halle Nord iſt endlich ge-
lungen. Als Kandidat für die dritte Abteilung iſt nämlich
Gerichtsſekretär Tretrop aufgeſtellt worden. Jn der Wähler-
liſte iſt Herr Tr. als Gerichtsſchreiber aufgeführt. Warum
haben die Herren im Bürgerverein einen Landgerichtsſekretär
draus gemacht Iſt ihnen der einfache Titel eines Schreibers
zu gering

Jn Kröllwitz fand am Sonnabend aus Anlaß der Stadt
verordneten-Wahlen eine gutbeſuchte Verſammlung ſtatt. Gen.
Oſterburg ging in kräftigen Ausführungen den bürgerlichen
Stadtvätern zuleibe, und daß er reiches Material zu verarbeiten
hatte, wird wohl bewieſen dadurch, daß er zwei Stunden
brauchte, um die Sünden derſelben an den Pranger zu ſtellen.
An der Diskuſſion beteiligten ſich u. a. die Genoſſen Koch,
Pille, Beiche, Vogler und Stock, welche die Winterſche Vettern-wirtſchaft in den Kreis wer Betrachtungen zogen. Nach allem,

was da vorgebracht wurde, können wir der Ueberzeugung ſein,
daß die dortigen Verhältniſſe bei der diesmaligen Wahl reiche
ſozialdemokratiſche Früchte zeitigen werden. Folgende Reſo-
lution wurde einſtimmig angenommen

„Die heute, den 6. Oktober, im Lindenhof tagende öffent-
liche Wähler- Verſammlung erklärt ſich mit den Ausführungen
des Referenten, Gen. Oſterburg, voll und ganz einverſtanden
und verſpricht, mit allen Kräften für deſſen Wiederwahl zum
Stadtverordneten einzutreten.“

Ein kräftiges Schlußwort des Genoſſen Oſterburg vervoll-
ſtändigte den Verlauf der impoſanten Verſammlung, welche
ihren Schluß mit einem ſeitens des Vorſitzenden, Gen. Koch,
ausgebrachten kräftigen Hoch erreichte.

Lokales und Provimzielles.
Halle, 28. Oktober.

Lohnabzüge und kein Ende.
Die Thatſache wird immer offenkundiger, daß die Unter-

nehmer faſt durchgängig beſtrebt ſind, die wirtſchaftlichen Folgen
der Kriſe den Arbeitern allein aufzubürden. Mit unheimlicher
Schnelligkeit hat man überall Lohnreduktionen vorgenommen,
ohne ſich im geringſten darum zu kümmern, wie der Lohn-ſklave ſich und ſeine Familie ernährt. Durch Androhung der

Entlaſſung macht man die Widerſtrebenden kirre und erſtickt
jede Rebellion gegen die Reduktionsgelüſte gewiſſermaßen gleich
im Keime. Es iſt geradezu ungeheuerlich, mit welcher Rück-
ſichtsloſigkeit und Brutalität alle dieſe Maßnahmen durch-
geführt werden. Wenn es Jhnen nicht paßt, dann
können Sie gehen.“ Das ſind die ſtereotypen Begleit-
worte bei allen Unterdrückungs- und Vergewaltigungsmaßregeln.
Es iſt eine blutige Saat, welche die Unternehmer ſäen; ohne
es vielleicht zu wollen betreiben ſie die ſegne zum
Klaſſenhaß ſyſtematiſch. Jn der Maſchinenfabrik Wegelin
u. Hübner reduzierte man kürzlich den e einfach
um 10 Pf. Das macht bei 10 Stunden täglicher Arbeitszeit
einen Lohnausfall von 6 Mark pro Woche. Und ähnlich ge-
ſchieht es in faſt allen übrigen größeren Etabliſſements.
Herrliche Ausſichten erbffnen ſich dem arbeitenden Volke für
den bevorſtehenden Winter. Der Kapitalismus feiert Orgien.

Eine für Reſerviſten wichtige Entſcheidung beſchäf-
tigte kürzlich das Reichsmilitärgericht in Berlin. Der Reſerviſt
K. hatte eine Einberufung zur Uebung erhalten, derſelben jedoch
nicht Folge geleiſtet, da er thatſächlich eines Leidens wegen
nicht mehr felddienſtfähig war. Weil er aber hiervon dem Be-
zirkskommando keine Meldung ohgtte hatte, wurde der
Reſerviſt vor ein Kriegsgericht geſtellt und wegen Nichtbe-
folgung eines militäriſchen Befehls verurteilt. Gegen dieſes
Urteil des Kriegsgerichts legte der Gerichtsherr Berufung ein,
da es ſich in dieſem Falle um eine unerlaubte Entfernung
aus dem Heere für die Dauer von mehr als ſieben Tagen
handele. Das Oberkriegsgericht gab dieſer Berufung ſtatt und
verurteilte den Angeklagten zu ſechs Wochen und einem TageGefängnis, indem es berätigte, daß der Einberufene vom Tage

des Beginnens der Uebung Angehöriger des Heeres geweſen,
und zwar ſo lange, bis ſeine ordnungsmäßige Entlaſſung er
folgt ſei. Das Reichsmilitärgericht ſchloß ſich in ſeiner Ver-
handlung der Auffaſſung des Oberkriegsgerichts an und ver-
warf die Reviſion des Reſerviſten

Die Obduktion der Olga Mittag hat keine beſtimmten
Anhaltspunkte für die Annahme ergeben, daß der Tod infolge
Vergiſtung eingetreten ſei. Um Klarheit zu gewinnen, hat man
die inneren Organe nach Berlin geſandt, um ſie vom Gerichts-
chemiker Jeſerich auf ihren Jnhalt prüfen zu laſſen reſp. um
feſtzuſtellen, welche Mixtur die Verſtorbene getrunken hat.

Stadttheater. Die rote Robe“, Schauſpiel von
Brieux, wird morgen, Dienstag, zum letztenmale gegeben,
Für den Vortzing Zyklus folgt am Mittwoch die zweite Vor-
ſtellung und zwar des Meiſters melodienfriſche und melodien-reiche Oper „Der Wildſchütz.

M. eburg. Meiſterkurſe. Die HandwerkskammerS S Viehstag d aate Meiſterkurſe im hieſigen
Rathauſe. Es haben ſich dazu 44 i gemeldet, dodürfte deren Zahl, nach einer Notiz im Correſpondent, ſich no

t Bi ung zu aeg t Aus weſentlich erhöhen. Gelehrt ſollen werden kaufmänniſche Korre
ondenz, g und Rechnen. So einleuchtend nun die
orteile derartiger Kurſe für die Handwerker ſind, ſo lehrt doch

gleichzeitig die Beteiligung daran die Rückſtändigkeit der Be-treffenden in kaufmänniſchen Kenntmſſen, Ein Beweis, wie not
wendig es wäre, ſchon in der Schule die Grundlagen für der
artige, im wirtſchaftlichen Leben ſo notwendigen Kenntniſſe zu
zu legen; aber auch ein ſehr triftiger Beweis für die Unzu
länglichkeit der wer beſtehenden Fortbildungsſchule Freilich
müßte, ſollen die Fortbildungsſchüler, aus denen a die zu
künftigen Meiſter rekrutieren, ſich auch wirkliche Kenntniſſe
in derſelben aneignen, die Unterrichtszeit nicht in die
Abendſtunden von 8-10 Uhr, ſondern in die Tagesſtunden
fallen, wo der Lehrling noch nicht abgeſpannt und übermüdetiſt. Aber da liegt der d im Pfeffer. Würde man den Meiſtern
mit einem derartigen Antrage kommen, ſo würden ſie Zeter und
Mordio ſchreien, denn das ganze Handwerk könnte daran zu
Grunde gehen. Man ſieht ſehr wohl ein, daß man für die heu-
tige Zeit zu wenig Kenntniſſe hat, aber dem Uebel von Grund
aus ſteuern, für einen Nachwüchs mit beſſeren Kenntniſſen zu
ſorgen, dazu dürften die Herren wohl ſchwerlich die Hand bieten.
Es ſollen auch, wie der Sekretär der Handelskammer, Herr
Mühlpfordt, in einer am 13. Okt. hier abgehaltenen Verſamm-
lung erklärte, für die Gehilfen Kurſe abgehalten werden, frei
lich, wie derſelbe gleich hinzufügte, einem Wunſche der Meiſter
entſprechend, von dieſen geſondert. Warum das wohl? Jch
meine, daß fich ein Meiſter, der das Bedürfnis hat, ſeine Kennt-
niſſe zu erweitern, rgane nicht zu ſchämen braucht, mit einem
Gehilfen, der dasſelbe Bedürftnis fühlt, auf einer Bank zu ſitzen.
Viel eher wäre eine derartige Scham mitunter anderswo ange-
bracht. Auch iſt den Gehilfen bis jetzt noch keine dahingehende
Nachricht geworden. Oder hat man ſich in Meitiſterkreiſen
wieder anders beſonnen?

o. Zeitz. Die Vereinigung der hieſigen Kranken-
kaſſen geſcheitert. Der Magiſtrat hat die Vorlage der
hieſigen Krankenkaſſen, ſich zu einer gemeinſamen Kaſſe zu ver-
einigen, abgelehnt. Als Gründe für die Ablehnung giebt der
Magiſtrat an, daß einmal die Novelle zum Krankenverſiche-
rungsgeſetz noch nicht erledigt ſei, man alſo auf dieſe warten
müſſe, zweitens habe der Magiſtrat als Aufſichtsbehörde ſeine
Zuſtimmung zur Auflöſung der einzelnen Kaſſen nicht gegeben
und drittens, die Arbeitgeber ſeien auch nicht gefragt, ob ſie
mit der Um.vandlung der Kaſſen zufrieden ſeien. Daß man
Gründe finden würde, damit die Vereinigung nicht zu ſtande
käme, war uns von vornherein klar. Es handelt ſich ja um
Arbeiter, die ſich vereinigen wollen. Wir haben nicht Luſt,
dieſe Gründe im Augenblick näher zu beleuchten, wir möchten
aber doch die Zeitzer Arbeiter einmal fragen, ob ſie nun nicht
bald einſehen lernen, auf welche Seite ſie ſich ſtellen müſſen.
Das iſt doch für jeden Menſchen, der nur einigermaßen denken
kann, klar, daß eine gemeinſame Kaſſe für alle darin beteiligten
Arbeiter Nutzen bringt. Die Vorteile brauchen nicht erſt aus-
einandergeſetzt zu werden. Aber das wird abgelehnt. Ob nun
die Arbeiter zum Dank dafür bei den nächſten Feſten und
Veranſtaltungen auch wieder Staſſage bilden Es wird ſich
ſehr bald zeigen, wie jetzt in der wirtſchaftlichen Kriſe die ein-
zelnen Kaſſen in Anſpruch genommen werden, die Leiſtungen
werden fallen, die Beiträge möglicherweiſe ſteigen, wenn ſich
das bei dem geringen Verdienſt der Arbeiter noch machen läßt.
Eine große gemeinſame Kaſſe würde ſolchem Anſturm eher
ſtandhalten können der Magiſtrat lehnt aber die Errichtung
einer ſolchen Kaſſe ab. Begreiflich iſt das, aber nicht be-

reiflich iſt, daß die Arbeiter nicht endlich insge-m ſich ihrer Klaſſenlage bewußt werden.

Zeitz. Lohnkürzungen. Jn der Fabrik von Opel und
Kühne iſt folgendes angeſchlagen:

„Jnfolge des ſchlechten Geſchäftsganges ſind unſere Artikel
im Preiſe bedeutend zurückgegangen, und ſind wir gezwungen,
die Löhne um 5 Prozent durchweg herabzuſetzen.

Opel und Kühne.“
Von den ſo ſchon ſchlechten Löhnen werden alſo noch 5 Prozent
abgezogen. Das trifft die Arbeiter ſehr hart, denn ſie allehaben auch in der beſten Zeit nichts erübrigen können, ſondern

nur immer aus der Hand in den Mund gelebt, denn gut waren
die Löhne nie. Zudem ſind bereits alle Akkordlöhne vor einiger
Zeit reduziert worden. Außerdem ſind auch die Strafen immer
horrend geweſen, vergaß einmal ein Arbeiter ſeine Marke hin-
zuhängen, da ſetzte es gleich 50 Pfg. Strafe. Dieſe Strafe
traf ſogar Arbeiter, die unter Mittag beſchäftigt wurden und
deshalb ihre Marke hängen ließen. Wie hoch eigentlich der
Beſtand der Strafkaſſe iſt, weiß kein Arbeiter, trotzdem nach
8 14 der Fabrikordnung die Strafgelder zu mildthätigen
Zwecken für in Not geratene Arbeiter verwandt werden ſollen.
Die Beleuchtung in der Fabrik iſt ſehr mangelhaft, auch die
Aborte ſind nicht in guter Ordnnng. Was werden die Arbeiter
nun thun Werden ſie noch immer nicht erwachen Wenn
ſie ſich nun nicht bald energiſch aufraffen, dann können ſie ſich
ſpäter nicht wundern, wenn es nicht bei den jetzigen Abzügen
bleibt. Es ſcheint, als wenn jetzt in den hieſigen Fabriken die
Lohnabzugs-Epidemie ausbricht. Dagegen muß Front gemacht
werden, aber ſehr bald und energiſch, ſonſt hat es keinen

Zwec onZeitz. Sozialdemokratiſcher Verein. Wir machen
nochmals auf die morgen, Dienstag, abend ſtattfindende Verſamm-
lung des Sozialdemokratiſchen Vereins aufmerkſam, in der Be
ſchlüſſe mit Bezug auf die bevorſtehende Stadtverordnetenwahl
gefaßt werden. Jeder Arbeiter, der dafür auch nur das ge-
ringſte Jntereſſe hat, muß in die Verſammlung gehen, die im
Reſtaurant Schindler, Gartenſtraße, ſtattfindet.

Zeitz. Jm Panorama in der Jndenſtraße 1 gelangt von
geſtern, Sonntag, ab eine Reiſe durch einen Teil des ſchönen
Jtaliens zur Ausſtellung und zwar die Tour von Turin über
Moncalieri, Aſti, Pavia bis Mailand. Das Panorama iſt ge
öſſnet von ngchmittags 3 Uhr bis abends 10 Uhr. Billets zuermäßigten Preiſen nd in der Buchhandlung A. Leopoldt zu

aben.n Kretzſchau bei Zeitz. Verbotene Verſammlung.
Die Verſammlung, die hier am Sonntag ſtattfinden ſollte, wurde
vom Amtsvorſteher verboten, weil das Nuckeſche Lokal zur Ab-
haltung öffentlicher Verſammlungen ungeeignet ſein ſoll.
Worin dieſe „Ungeeignetheit“ beſteht, iſt nicht weiter angegeben.
Das iſt höchſt merkwürdig. Das Lokal beſitzt die vorſchrifts-
mäßige Konzeſſion, es iſt höchſtens etwas klein. Das kann aber
auf die Verſammlung ſelbſt keinen Einfluß ausüben, denn wenn
der Raum gefüllt iſt, geht eben niemand mehr hinein. Dafür
wird der Einberufer und eventuell die Behörde ſchon ſorgen.
Gegen das Verbot wird Beſchwerde erhoben werden.

Nordhauſen. Das Ende des Tabakarbeiter-
Kampfes. Wie wir ſchon mitteilten, haben die Tabaks-
arbeiter den Kampf für beendet erklärt. Zur näheren Erläute-
rung dieſes bedeutungsvollen Schrittes ſeien nachſtehende Aus-laſſungen wiedergegeben, die der Erfurter Tribüne aus Nord-
hauſen zugehen Auf Beſchluß einer Verſammlung wurden dieKonmiſſionen der Tabakarbeiter nochmals bei den acht bekannten

Fabrikanten vorſtellig, um bezüglich der Einſtellung der Arbeiter
u unterhandeln. Die Fabrikanten erklärten zunächſt, eineneinen Teil einſtellen zu wollen. Hierauf wurden die Ab-

ſtimmungen in den einzelnen Fabriken vorgenommen und einigteman ſich überall dahin, den Widerſtand des ungünſtigen Standes

des Kampfes wegen aufzugeben. Das wirkliche Ende des nun-
mehr in der 27. Woche tobenden Kampfes dürfte nach den ge-
ebenen Verhältniſſen noch eine Zeit ausſtehen. Der Not ge-
orchend, nicht dem eigenen Triebe, nehmen die ein halbes Jahr

im Kampfe geſtandenen Tabakarbeiter die Arbeit wieder auf.
Das Koalitionsrecht iſt errungen. Die acht Fabri-

kanten haben erkärt, eichts gegen den Verband ferner in unter
nehmen zu wollen. Gut denn, wir wollen ſehen Bei den letzten
Verhandlungen über die Einſtellung ſcheute man ſich nicht,
wiederum duürchblicken zu laſſen, daß für die in Arbeit Tretenden
gewiſſe Paragraphen bereit liegen, um ſie event. aufs neue zu
knebeln. Der größte Teil der Kämpfenden liegt zu Zeit
noch auf der Straße und iſt die Not in den Reihen der Männer
und Frauen ralen die Unterſtützung iſt deshalb nach wie
vor eine Notwendigkeit.

Eisleben. Ueber ein Eiſenbahnunglückwird amt-
lich gemeldet: Sonnabend früh iſt infolge ſtarken Nebels ein
von Eisleben kommender Güterzug über Einfahrtsſignal in
Wanzleben gefahren und mit einem Rangierzuge zuſammen
geſtoßen. Ein Lokomotivführer iſt tot, 3 Fahrbeamte leicht
verletzt.

Gr.Ottersleben. Der prügelnde Herr Paſtor. Wir
leſen in der Magdeb. Volksſtimme: Die 12 jährige Tochter des
Arbeiters M. verſäumte vor einiger Zeit einmal den Sonntags-
Kirchenbeſuch und zwar aus dem einfachen Grunde, weil dasMädchen nur ein Pagr Schuhe hatte, das ſich zur fraglichen

Zeit beim Schuhmacher befand. Dieſe Pflichtverletzung durfte
jedoch nicht ungeſühnt bleiben. Der Herr Pfarrer, der zu
gleicher Zeit Oberhaupt der katholiſchen Schule iſt, erſchien am
andern Tage in der Schule, holte das Mädchen hervor und
wollte es auf die Hände ſchlagen. Als das Mädchen jedoch die
Hände zurückzog, faßte er es beim Kopfe, ſteckte denſelben zwi
ſchen ſeine Beine und züchtigte es auf den entblößten Körper-
teil. Bei dieſer Prozedur der z Pfarrer hob ſämtliche
Bekleidung in die Höhe konnten die Mitſchülerinnen den bis
zur Hüfte entblößten Körper ſehen.

Rehmosdorf bei Zeitz. Laſſet die Kindlein zu mir
kommen. Herr Lehrer Schröder erſucht unter Bezugnahme
auf die Notiz in Nr. 247 um Aufnahme des folgenden „Am
vergangenen Sonntag ſollte hier eine Taufe ſtattfinden, um die
ſich zwar die Eltern des Kindes nicht gekümmert hatten, die
aber von der Hebamme bei Paſtor und Kantor beſtellt war
und zwar 2 Uhr, wie es hier ortsüblich iſt, nicht aber am
Vormittag. Es waren aber weder Kind noch Paten 2 Uhr
zur Stelle, und die Hebamme, welche befragt wurde, konnte
auch keine Auskunft geben; auch hielten es die Eltern nicht für
nötig, Paſtor und Kantor über den Grund des Anusbleibens zu
benachrichtigen. Jch ſaß mit den Schulkindern, die bei der
Taufe ſingen ſollten. Stunde lang vergebens in der Kirche
und ging dann endlich fort. Jn der Zwiſchenzeit war der Herr
Paſtor zu einer kranken Arbeiterfrau gegangen, die ihn immer
wieder um ſeelſorgeriſche Beſuche bittet, hatte das aber zu Hauſe
hinterlaſſen, damit er nötigen Falles geholt werden kbnne.
Zwiſchen und “/23 Uhr ſind dann die Paten mit dem Kinde
gekommen, hatten aber keine Luſt verſpürt, einige Minuten auf
Paſtor und Kantor zu warten und ſind unverrichteter Sache
wieder abgezogen. Sie wollten nicht warten. Der Lehrer
aber, der die ganze Woche Schule und auch am lieben Sonn-
tag Dienſt hat, wo jeder Arbeiter feiert, hat früh nach dem
Gottesdienſte auf Trauleute eine halbe Stunde gewartet, und
nach dem Nachmittags- Gottesdienſt auf eine erſte Taufe, dann

Stunde auf eine zweite Taufe. Jhm zuzumuten noch länger
zu warten, iſt doch gewiß unbillig. Die gottesdienſtlichen Hand
lungen machen Freude, aber das Warten nicht. Darum laſſet
nur die Kindlein kommen und wehret ihnen nicht, aber laßt
uns nicht allzu lange vergeblich warten.

Schröter, Lehrer und Küſter.“
Es bleibt ſchon dabei, die Arbeiter thun gut, ſich von jeder

kirchlichen Bevormundung frei zu machen. ann kommen ſie
auch nicht in die Lage, den Paſtor und den Lehrer warten
laſſen zu müſſen. Dieſen letzteren kann man es ſchließlich auch
nicht verdenken, wenn ſie beim Warten ungeduldig werden.

re

Kleine Drovinzial- Nachrichten.
Jn Gerbſtedt hat ſich die 16 jährige Jda Wachtel erhängt
Der Arbeiter Ernſt Semiſch in Wittenberg kam in der

dortigen Scheinigſchen Holzpantoffelfabrik in die Hobelmaſchine,
wobei ihm vier Finger der rechten Hand ſchwer verletzt wurden.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle a. S., 26. Oktober.
Erfolgreiche Berufung. Der 3Z2jährige Maler Max

Kolwig von hier war am Abend des 2. Mai d. J., als er
mit mehreren Arbeitern auf dem Schülershof ſtand, von dem
Poliziſten Nr. 162 aufgefordert worden, weiter zu gehen. Da
der Verkehr nicht gehindert war, gingen die Zuſammenſtehen-
den nicht auseinander und erklärten, ſie könnten wohl ſtehen
bleiben. Einer zweiten Aufforderung folgten ſie ebenfalls
nicht, worauf ſich noch andere Perſonen einmiſchten und ein
Menſchenauflauf entſtand. Einer der Umſtehenden wurde feſt-
genommen und fiel mit dem Poliziſten zu Boden. Schließlich
wurde Kolwig von Nr. 162 feſtgenommen uud mit einem
zweiten noch hinzugekommenen Poliziſten zur Wache gebracht.
Kolwig ſollte ſich bei dieſer Gelegenheit des Unfugs, der
Gefangenenbefreiung und des Widerſtandes ſchuldig gemacht
haben. Er wurde deshalb vom Schöffengericht zu 5 Wochen
Gefängnis und 1 Woche Haft verurteilt. Ein zweiter Be
teiligter bekam 4 Wochen Gefängnis und 1 Woche Haft,
während ein dritter ſogar 7 Wochen Gefängnis und ebenfalls
1 Woche Haft erhielt. Nur Kolwig hatte Berufung eingelegt
mit dem Hinweiſe, er habe ſich weder des Unfugs noch der
Gefangenenbefreiung ſchuldig gemacht und müſſe auch be-
ſtreiten, den Poliziſten vor die Bruſt geſtoßen zu haben. Die
Beweisaufnahme fiel ſehr günſtig für den Angeklagten aus,
weshalb das Berufungsgericht nur Widerſtand als erwieſen
annahm und das Urteil auf 15 Mark Geldſtrafe ev. 3 Tage
Gefängnis erniedrigte.

Roheitsvergehen. Der 20 jährige bisher unbeſtrafte Dienſt-
knecht Otto Pötſch aus Creuma hatte in der Nacht vom
25. zum 26. Auguſt, von einem Tanzvergnügen kommend, dem
Zimmermann Robert Staniſch aus Pießen einen Meſſerſtich in
den Oberſchenkel verſetzt. Er will zu der That gereizt worden
ſein und in Notwehr gehandelt haben, da ſeine Braut von einem
Begleiter des St. unſittlich angetaſtet und er nachher von
mehreren jungen Burſchen umringt worden ſei. Mit Rückſicht
auf die Gereiztheit und in Erwägung des Umſtandes, daß die
Wunde wieder geheilt war, wurde auf eine Gefängnisſtrafe von
4 Monaten erkannt.

Unglückliches Eheverhältnis. Der Zigarrenmacher Her-
mann Raſemann aus Delitzſch hat ſeine Ehefrau, mit der er
in Scheidung liegt, eines Tages mit einer eiſernen Bratpfanne
an den Kopf geſchlagen und mit einer Lampe geworfen. Das
Schöffengericht in Delitzſch erkannte wegen Körperverletzung und
Beleidigung auf 3 Monate und 3 Tage Gefängnis Jn der
Berufungsinſtanz machte der Angeklagte geltend, er ſei gereizt
geweſen, weil ſeine Frau die Treue nicht gewahrt habe. Das
Gericht ermäßigte darauf die Strafe auf 4 Wochen Gefängnis.

Ein grober Brief brachte den Keſſelſchmied Albin Remde
von Schkeuditz wegen Beleidigung des Lehrers Vater auf die
Anklagebank. Der Lehrer hatte die 12 jährige Tochter des An

eklagten eines Tages in der Schule geſchlagen, worauf R. dem
ehrer in einem Briefe empfohlen, er ſollte auf die h

gehen und ſich dort an den Ochſen austoben 2c. Remde will
am genannten Tage nicht gewußt haben, was er geſchrieben hat.
Das Schkeuditzer Schöffengericht verurteilte ihn aber wegen
Beleidigung zu 30 Mk. Geldſtrafe ev. 6 Tagen Gefängnis und
das Berufungsgericht verwarf die eingelegte Berufung.

Der Typhus.
Wie die Gelſenkirchener Zeitung meldet, ſind in den letzten

8 Tagen im Stadt und Landkreiſe Gelſenkirchen 27 Typhus-
kranke geſtorben, 122 wurden als geneſen entlaſſen. Gegen
wärtig werden noch 1820 Typhuskranke gezählt.
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Aus dem VReiche. Eingeſandt. Quittung aus Zeitz.Thorn. Sittlichkeitsverbrechen eines Zahn Zur Frage der Kommunalprogramme. Vom Sozialdemokratiſchen Verein gei enſels 166 t
arztes. Großes Aufſehen erregt die Verhaftung des Zahn Genoſſe M. aus C. hat in Nr. 249 des Volksblattes mit ſei t M z Teatate e
arztes Dr. Grün, der beſchuldigt wird, ſich gegen ein Dienſt- nem Eingeſandt ein er notwendige Diskuſſion eröffnet. Ueber Unterwerſchen 5.75mädchen während der Narkoſe ſexuell vergangen zu haben. die Taktik der en im Reichstage herrſcht wohl faſt voll Rehmsdorf 13.95Dem Erſuchen, gegen Kaution von 70000 Mark auf freiem ſtändig Einmütigkeit Anders iſt es ſchon mit unſerer Taktik E. Klix, Hauptkaſſierer.
Fuf e belaſſen Zu werden, wurde nicht ſtattgegeben. in den Landtagen und noch größere Unklarheit herrſcht noch Stephanſtr. 44a.

Neuſtadt Q.S). Eine geborſtene Ordnungsſäule. über unſer Vorgehen in den kommunalen Körperſchaften, weil Ueberſchuß von einer Auktion der Glaſer 6.16 M.
Der Amtsanwalt Wocke wurde wegen Sittlichkeitsverbrechen, daſelbſt auf die örtlichen Verhältniſſe Rückſicht genommen wer- Winkler.begangen an zwei Schulkindern im Alter von 8 und 9 Jahren, den muß. Daher gehen die Meinungen über die einzelnenverhaftet. Der Wüſtling war Kirchenrat der evangeliſchen Programmpunkte weit auseinander. Klarheit muß hier unbe Ttandesamſiche Fachrichten
ren verübte ſeine ſtillen Verbrechen in den dir &hatfew werden. e al Debee Tee M., Halle (Süd, Steinweg 2), 26. Oktober.

e u ie indirekten Steuern auf kommunalem Gebiete zu bewi en.kann ich nicht zuſtimmen, da kämen wir in die La e des Abg. See churgerhtate r
Vermiſ chtes. h der als Stadtverordneter gegen den Brotzoll und eß und Luiſe Mauer (Frieſenſtraße 13). Apotheker grans undals Reichstagsabgeordneter dafür iſt. Sibberh Müller (Allſtedt und Marienſtraße 25). Kaufmann

Doppelmord und Selbſtmord. Der Kapellmeiſter des Auch dem Kommunalprogramm muß unſer Parteiprogramm27. Jnfanterie- Regiments in Bacau (Rumänien), Otto Riedl, als Grundlage dienen, dann können wir nie in eine ſchiefe Lage W i Clhe Wer Sein und lnrrehie“
hat auf offener Straße ſeine Schwiegermutter ſeinen eraten. Denn wo ſoll die Grenze für die indirekten Steuern Arbeiter Vörckel und Klara Haftendorn (Nikolaiſtraße 6). Bild-
Schwager, den bekannten Arzt Dr. Müller, ſowie ſich ſelbſt ſein, die ein Genoſſe im Stadtparlament bewilligen darf hauer Maedel und Vally Picht rn edorſerſtraße dund Brüder
erſchoſſen. Die indirekte Steuer iſt eine Ungerechtigkeit gegen die Beſitz ſtraße Maler Tanneberg und Natalie Worg (Mansfelder

loſen und bleibt es auch auf kommunalem Gebiete. Wenn die ſtraße 3 und Raffinerieſtraßze 32). Arbeiter Naumann und
Letzte 2 lachrichten. im Seſer e ſcblagenen Steuerprozente zur Deckung der Minng Meier Paul Riebeckſtraße 20 und Wilhelmſtraße 49.

kommunalen Ausgaben nicht ausreichen, ſo haben wir wohl8 er nicht die Pflicht, neue Steuerquellen zu ſuchen, ſondern den burg i ter Bern SWeißzenfels, 28. Oktober. Heute erfolgte hierſelbſt die Geldſacksvertretern, die ja überall zu Zweidrittel und noch mehr Scéhuhmac jermeiſter Riedel (Moritzkirchhof 10). laſe
Konſtituierung einer Verbandsi innung der Färber und in dieſen Körperſchaften ſitzen, das böſe Gewiſſen aufzurütteln Ünger S. MRatsſwerder 16) Jageniens Thumann S. Kirchner
verwandter Gewerbe des Regierungsbezirks Merſeburg und ihnen nachzuweiſen, daß wir ja auch im Reichstage und ſtraße 10). Stellmacher Henze gen. Koch S. (Albert Schmidt-
analog dem thüringer Verbande. Vertreten waren u. a. Halle, in den Landtagen für Aufhebung aller indirekten Steuern ſind, ſtraße 2. Schmied d el S. (Kirchnerſtraße 9). Schornſtein-
Merſeburg, Naumburg, Weißenfels, Eilenburg, Bitterfeld, d aber die n rn an dem Egoismus r Seſgenden kegermeiſter Friedrich S. (Zwingerſtraße 25). Arbeiter Müller
außerdem vom thüringer Verband Sulza, Weimar, Jena, vom Heitert. Auch die For hell ſie des allgemeinen Wahlrechts im (Nikolaiſtraße 6).

m Programm gefällt mir, weil einen agitatoriſchen Wert hat.o Verband Leipzig und Döbeln; ferner Quedlinburg Denn man darf bei aller praktiſchen Arbeit doch nicht die e d r v
und Halberſtadt. Beſchloſſen wurde, den Deutſchen Färber- agitatoriſche Seite bei unſerer Taktik vergeſſen. Auf die letztere 9bund d er bei de er a gierung gegen die geplanten Sicher wird ſich an vielen Orten ſogar leider in der Hauptſache nete n e Min. W

VMajoritä
London, 28 Oktober. Große Aufregung hat hier die Mel- a hen da ne en nicht allen da ſorgt ſtraße 3). Zein, vom 14 bis 20. Oltob

dung aus Moskau hervorgerufen, daß ſich die dortige Be Daß es eine ganze Anzahl Punkte giebt, wie M. ganz richtig u d l

d Arrn d e 2 9 o svölkerung geſtern zu antiengliſchen Kundgebungen hat anführt, die für den Arbeiter Erleichterungen bringen, ſoll nicht m. Sbeſchlieſtungen d t. Suche lter Seit n

inreiß aſſe Der engliſche Konſ de beſchimpf d l b Vorteil, whinreißen laſſen. Der engliſe e Konſul wurde beſchimpft und beſtritten t rn wäre es von grotzem V v r Marie Gräbe. Buchhalter Hochſtein und Fmma Weiskopf.
auf der Straße verfolgt. Die Fenſter des Konſuls wurden im ganzen Kreiſe nach einer Deviſe gearbeitet un auf der Arbeiter Schwabe in Teuchern und Martha Wagner. Muſiker
eingeworfen und burenfreundliche Proklamationen in den Konferenz der Gemeindevertreter ein einheitliches Programm Veubauer und Anna Wagner. Tagelöhner Dubiel und Marie
Straßen angeſchlagen. Die Regierung wird aufgefordert, auf feſtgeſetzt würde. S Jaguſch. Jackierer Kötteritz und Marie Vinzens. Schloſſer
diplomatiſchem Wege gegen dieſe Kundgebungen zu pro- Quittung Jäger und Luiſe Wüſt.teſtieren. Für die ſtreikenden Tabakarbeiter: geboren Angriſten beſter Walter S e Renhe d

tiſ r 72 Schb r W S arPretoria, 28. Oktober. General Rimington hat den Feind i h T. Schneider Geriſch T. Steinſetzmwſtr. Zeller S. Arbeiter
in der Nähe von Amſ ſterdam aufgeſpürt und mehrere Buren Quittung aus Delitzſch. Suthau S. Schloſſer Lehmann S. (Rasberg). Tiſchler Schu
gefangen genommen. Ein bedeutendes Kommando beſetzte Für Kalender erhalten: Zörbiger Tour 23 M., Brehnaer mann T. Arbeiter Werner Sohn. Arbeiter Warmulla T.
Schimmelfontein. Man glaubt, daß es ſich um die Reſerven Tour 20.80 M., Roitzſcher Tour 27.10 M., Löbnitzer Tour Schuhmachermſtr. Rohland Zwill. Korbmacher Eichhorn S.
Bothas handele. Kleinere Gefechte werden aus den Diſtrikten 13.70 M. Sprödger Tour 5 M., Golma-Reinsdorfer Handſchuhmacher Büttner S. „Fuhrwerksbeſitzer Schilling T.
von Senekal und Harriſmith gemeldet. Die Unebenheit des Tour 5 M., durch Gen. Klunkert 1.90 M., Gen. Plath 3 M., Geſtorben: Witwe Huber, 57 J. Anna Huch, 75 J. Satt-
Geländes bietet den Buren große Vorteile Gen. D aniel 3.75 M., Gen. Pöſchel 330 M., Gen. Schulze lermeiſter Otto, 59 J. Emil Fretuer, 2 Mon. e mm Born,
zeländes bietet den Buren große V 145 M. Summa 108 M. 8, J Böttcher Pittelkow, 57 J. Witwe Ludwig, 64 J Anna

Weitere Beiträge nimmt entgegen Rohland, 1 T. Amalie Dinter, 52 J.
Der Vertrauensmann.

mit prima Kosmos-
Brennern, beste Qual.
Cischlampen, Wand-
lampen, hängeiampen,

Flurlampen, Nachtlampen, Ampeln 2c. in grösster
Auswahl zu billigsten Preisen.

C. F. Ritter, Leipzigerstrasse 90.

Trotha abends 7 Uhr.Mittwoch den 30. Oktober er. abends 8 Uhr im „Roten Adler“ 46. Verſt i. P.-Ab. 37. Abonn. Vorſt.
2. Viertel. Farbe weiß.große öffentliche Verſammlung. Die rote Rohe

aschgarnituren
aus gutem Steingut, bedruckt und bemalt, mit vielen

geschmackvollen Dekoren.

Grosse Auswahl auch in den billigsten Sorten.

C. F. Ritter, Leipzigerstr. 9o.

Apollo Tweater Tooſog, Garten.

Gustav Poller Entree 50 Pf.
am Riebeckrtas, 2 Min. v. Haupt- f.Vahnhef entfernt. Kinder 30 Pf

Jean Friſche Sendung:Die bevorſtehenden Stadtverordnetenwahlen und die bisherige Thätig-] Drama in 4 Akten von E. Brieux. er e,keit der Vertreter der Vororte im Stadtparlament. Clermwont.a S un Mittwoch den 30. Oktober 1901 6 Stück 25 Pfg.Referent Stadtverordneter Wilh. Osterburg. abends 7 Uhr g offeriert 2 tw iUm zahlreiches Erſcheinen auch Frauen haben Zutritt erſucht 47. Vorſt. i. P.-Ab. 38. Abonn-. Vorſt. W Toni Hausser. rautwe n,

Der Einberufer. 3. Viertel. Farbe rot. 9 Gr. Ulrichſtr. 31.o The 4Milous.

Jean Bayer.

c Sylvestro-
W TDroupe.

2. Vorſtellung im Lortzing-Cyelus.San ratiſcher Verein Zeißg. Aer witſch
Dienstag den 29. Oktober abends S Uhr in Schindlers Reſtaurant, Lortzing.

Ganze Nachlafſe
von Möbeln,

Wirtſchafts Gegenſtänden, ſowie
Möbel jeder Art, Laden-, Kontor
Einrichtungen u. d. et ſtets
und zahlt die höchſten Preiſe
Friedrich Peileke

Perſammlung. Walhalla-Theator,
Direktion: Richard Hubert.Tagesordnung: 1. Unſer Programm zur bevorſtehenden

14 Damen, 1 Herr, 2 Kinder.
Achtung, Maurer! Zweig ver. Zeitz. Gr. ſenſationelle Ausſtattungsſzene

in neuen brillanten Koſtümen.Dienstag den 29. Oktober ſtümeröffentliche VersammlIung-
Tagesordnung: 1. Lohn- und Arbeitsbedingungen im Baugewerbe.

Stadtverordnetenwahl. Referent: Genoſſe Plorin. 2. Beſchlüſſe dieStadtverordnetenwahl betreffend. 3. Veſchluf ßfaſſung über das o Bei- lektri h n half W Hasson- Geiſtſtraße 25.
legen von Geſchäftsanzeigen im Volksblatt. 4. Geſchäftliches. 5 Verſchie denes. lek ch- Sike xAngeſichts der wichtigen Tages ſordnung, namentlich des i. und 2. Teils, ele risC musIkalIs( h. Jenny. Freßbeutel
erſuchen wir alle Mitglieder, beſtimmt in dieſer Verſammlung zu erſcheinen Sterne. r verkauft billig

Gäſte haben Zutritt. Der Vorſtand. W Marzetto. J. Sternlient, Alter Markt 11.e
D. Sälzer, Tluſte 1/226 via Breslau.

Selbstgekoch. aumenmus

4 Münchner
Kindl.

DrösesVelograph.Die Rudolphi-Truppe. 6 Perſon.
Parterre -Akrobaten. 222 Das Trio Pfund 252. Verſebledenes Fln 55Erſcheinen dringend notwendig. Der Vorſtand. e e Anfang 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr. ff. araft
auf dem ſchwebenden Trapez. HerrMühlhäuser autfabake u e le ne Dienstag ff. Kandis zvon W Karl Hagenbruch. Jlluſioniſt. Brothers Antonio, Schlachte-Fe ſt. isReſte diverſer 6 bis 8 Zigarren à Stück 5 Pf. Bravour Gymngaſtiker am dreifachen August Grenzdörtfer, ff. SürrReſte diverſer 5 Pf. 47 5 F 4 Pf. i Paula u Böllbergerweg. Stärk e„Don Alonſo“, früher à Stück 4 Pf. jetzt 3 Stück 10 Pf. alzer- und Lieder Sängerin err tempfiehlt a Walten Driginal Geſangs r et II. 2Humoriſt und Rezitator. Jule Xering eFIax Vatsr Merſeburg Greenbaums Amerikaniſcher 2 itBurgſtraße 14. L. De Kl. Ritterſtraße 11. Biofkop mit neuen ſenſationellen Panorama e Z. d St 7, 8 e Pf.

'ebenden Photographien. Dieſe r TrauitweinBeginn 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr. Jtalien. Gr. Ulrichſtr. 31.Stoff Reſte Welt Panorama. u ne her Nstheſgen hafte
Vom 28 November J. Buchhdlg. A. Veopoldt, Voigtsmauer 2a, chlad Gn, Hoſen, Damenkleidern paſſeno, P Fr. geſchlach, f. Gans od. 9 Enten 450.4r 1663 7 5 yrenäen, 10 Pfd. K. Kuhbutter 6,50, BienenhonigVom bis 10, November Rossschläüchterei, Herrenſtr. 450. H. Spiber, Brobuzna ViaVresi,

2 Bratenſſeiſch u. Hehagtes Anſichtspoſtkarten
er nehme ich zur 20 Pf. ſowie alle Wurſtſorten, in großer Auswahl zu hahen in der9 Wagner Wie dervertduſern hoher Rabatt Belt 2bachhand lung Ranniſcheſtr. v

Verlag und für die Jnſerate verantwortlich Auguſt Groh, Druck der Halleſchen Genoſſenſchaſts Buchdrugerei (E. G. b. Halle

mehrere 1005 Meter Reſte in allen Farben ſpottbillig.

Halle l. S. H. Ia. Leipzigerſtr. r. Dalmatien und Herzegowinag,
Die h gegen Frau vKaufſhaus I. Ranges und Brechma



Stadtverordneten -Wahl.

itbürger, Arbeiter, Gewerbekreibende!
Wie beſchämend rückſtändig das kommunale Leben in Halle

iſt, dank des lähmenden und verdummenden Einfluſſes
der kommunalen Bezirksvereine, ergiebt ſich mit erſchrecken
der Klarheit aus der Thatſache, daß noch je kurze acht Tage
vor den Wahlen, von einer wirklichen Wah u
ſo gut wie nichts zu ſpüren iſt. Mit einer W

iltigkeit, als ob es ſich um eine ganz unbedeutende Nebenſacheſangeke, wird von vielen Bürgern den Stadtverordnetenwahlen

faſt keine Beachtung geſchenkt, kaum daß ſie ſich gemüßigt ſehen, die
ihnen von den verſchiedenen Parteien zugeſandten WahlFlug-
blätter durchzuleſen.

Mitbürger! Das iſt der Weg zum kommunalen
Verderben! Auf dieſem Wege iſt ein erheblicher Teil der
Halleſchen Bürgerſchaft leider bisher gewandelt, und er hat uns
dahin gebracht, wo wir jetzt ſtehen, nämlich

zur Zerrüttung der ſtädtiſchen Finanzen,zur Bedeutun sſsloſigkeit der Stadtverordneten,
zur Allmacht des Magiſtrats,
zur Rechtloſigkeit der breiten Bürgerſchaft,
zu ungezählten Mißgriffen in der Verwaltung,
zu beträchtlicher Erhöhung der Steuern,
zu einer verhängnisvollen Repräſentations-Politik,

die ihre Aufgabe nicht darin erblickt, den Wünſchen der Bürger-
ſchaft zu genügen, ſondern darin, nach außen zu glänzen und
zu prahlen mit einem Reichtume, der nicht vorhanden iſt;
mit einer Liebenswürdigkeit, von welcher die eigene
Bürgerſchaft keine Beweiſe erhält, mit einem Entgegen-
kommen, das der eigenen Bürgerſchaft verſagt bleibt.

Kein Zweifel: Würden 10000 hieſige Bürger gemeinſam
einen Wunſch äußern, aber irgend eine recht hochſtehende, fremde
Perſon würde gegenteiliger Meinung ſein, ſo würde unſer
Magiſtrat auf die Stimme des Einen hören, nicht aber auf
die 10000 Bürger. Wäre der Wunſch auch noch ſo be-
rechtigt, fo würde er doch unerfüllt bleiben. Von dieſem
bürgerfeindlichen, um nicht zu ſagen: die Stimme der Bürgerverachtenden Geiſte iſt das Wirken des Magiſtrats ſe
Jahren erfüllt, und in den letzten Jahren hat dieſes verderb-
liche Wirken einen Umfang angenommen, der jeden Weiter-
blickenden mit Grauen vor der Zukunft erfüllen
muß.

Mitbürger! Jeder wird zugeben müſſen, daß das vor
ſtehende Bild über unſere ſtädtiſchen Verhältniſſe nicht zu
ſchwarz gemalt iſt. Jedem haben ſich vielmehr ſchon längſt
aus eigenen Erfahrungen und aus eigner Ueberlegung dieſe
Empfindungen aufgedrängt.

An wem aber liegt die Schuld Jn letzter Linie
lediglich an uns ſelbſt! Nachdem jahrhundertelang im
Mittelalter die Magiſtrate der Städte, mit einem regierenden
Bürgermeiſter“ an der Spitze, ihr Weſen getrieben hatten und
die meiſten Städte infolge Günſtlings- und Vetternwirtſchaft
oder auch infolge direkter Betrügereien und Unterſchlagungenſeitens der Magiſtrate auf den Dund gekommen waren, be
ſtimmte die Städteordnung, daß den Magiſtraten die Stadt
verordneten zur Seite geſtellt würden, als die Vertrauens-
männer der breiten Bürgerſchaft. Die Stadtverordneten
ſollen den Magiſtrat kontrollieren, ſeine Beſchlüſſe korri-

ieren, wenn ſie nicht zum Wohle der Stadt gereichen; ſie
ollen den Magiſtrat anregen, wenn er nicht ſelbſt die nötigen
ortſchritte macht. So ſollen die Stadtverordneten neben dem

iſtrat ſtehen und mit ihm die ſtädtiſche Verwaltung leiten,
icht aber ſich unter ihn drücken laſſen.

Wie ſieht es nach dieſer Richtung in Halle aus
Selbſt ſolchen Bürgern, die nicht daran denken, Oppoſition

gegen den Magiſtrat treiben zu wollen, iſt es ſchon längſt klar
geworden, daß unſere Stadtverordneten ihren Platz neben dem
Magiſtrate nicht zu behaupten vermocht, daß ſie ſich unter
ihn geſtellt haben. Mehr als einmal mußte von der Bürger
ſchaft die weichliche e der Stadtverordneten gegen
über den Magiſtrats-Vorlagen auſs Weftigſte adelt werden.
Somit füllen die Stadtverordneten rer Mehrheit
nicht die Stellung aus, die ihnen vom Geſetz angewie-
ſen worden iſt; ſie vertreten nicht die Intereſſen der ge
ſamten irre wie es ihre geſetzliche Pflicht wäre;
laſſen ſich bei ihrer von Einflüſſen und von
wägungen beſtimmen, die oft den Wünſchen der breitenBürgerſchaft direkt entgegergeſert ſind.

Woher kommt das
Wie ſchon im erſten Flugblatte ausgeführt wurde, ſind bis

her die Stadtverordneten mit Ausnahme der wenigen ſozial-
demokratiſchen Vertreter von den kommunalen Bezirksvereinen
„gemacht“ worden. Nicht nur, daß die Vertreter der erſten und
zweiten Wählerklaſſe, auf deren Ernennung und Wahl die dritte
Klaſſe ohnehin keinen Einfluß hat, von jenen kommunalen Ver
einen ausgeſucht werden, dieſe Vereine maßen ſich vielmehr auch
an, die Kandidaten für die dritte Wählerklaſſe zu beſtimmen.
So kommt es, daß auch das letzte Drittel der Stadtverord-
neten unter der Fuchtel der kommunalen Bezirksvereine ſteht
und die dringend nötige Oppoſition faſt ausſchließlich auf die
ſozialdemokratiſchen Vertreter beſchränkt bleibt, deren Zahl bis
her fünf betrug, von denen aber diesmal drei ausſcheiden, da
runter die beiden einzigen Vertreter für Alt-Halle Albrecht
und Krüger.

Jn den kommunalen Vereinen herrſchen nur die Jntereſſen
der Hausbeſitzer, der Geldleute, der Beamten und des Kauf
mannſtandes. Dementſprechend werden auch die Stadtverord
neten ausgeſucht, ſo daß in dieſem Jahre das Stadtverordneten
Kollegium aus folgenden Perſonen beſtand
vier Bankiers Bethcke, Frenkel, Lehmann, Steckner,
elf Kaufleuten: Apelt, Aßmann, Berghaus, Brinkmann,

Döhler, Hertel, Hofmeiſter, Klopfleiſch, Richter, Uber,
Welſch (geſtorben),

elf Großfabrikanten: Billing, David, Dehne, Engelcke,
Greßzler, Haaſe, Kobert, Krauſe, Lindner, Nosky, Schmidt,

drei Profeſſoren: Dittenberger, Baumert, Kohlſchütter,
drei Beamten Brünecke, Bruß, Reck,
fünf Rentiers: Fiſcher, Jentzſch, Löſch, Roth, Stephan
fünf Rechtsanwälten: Föhring, Glimm, Keil, Lembſer, Schütte,
ſieben Baumeiſtern Fölſche, Gieſe, Grote, Gygas, Heiſer,

Hildebrandt, Pfaul,
zwei Hoteliers Lüderitz, Neſſe,
drei Aerzten: Lehmann, Rammelt, SchmidMonnard.
vier Gewerbetreibenden Brömme, Herz, Roſch, Spindler

(die drei letzteren ſind ſämtlich Gärtnereibeſitzer),
einem Lehrer Meyer.

Dazu kommen die fünf ſozialdemokratiſchen
yerordneten:
ein Schneidermeiſter Albrecht,
ein Korrektor: Krüger,
ein Geſchäftsführer: Gerig,
ein Bauunternehmer: Emmer,
ein Schriftfſetzer: Oſterburg.

tadte

J



Niemand wird das Zahlenverhältnis der Berufe, das durch
die Erwählten der kommunalen Vereine gegeben iſt, für richtig
halten. Vier Bankiers! Elf Großkaufleute! Elf Groß-
fabrikanten! Sieben Baumeiſter! Fünf Rentiers!
Da iſt es nicht zu verwundern, daß ein derart zuſammengeſetz
tes Kollegium Beſchlüſſe faßt, die nach einer beliebten Rede-
weiſe „zum Stiefelausziehen“ ſind.und iſt eine Geſinnungsänderung bei den kommunalen

Vereinen zu erwarten Jm ganzen Leben nicht! Sie ſind
und bleiben der Topf, in denen die Kliquen der Fabrikanten,
der Geldleute und der Baumeiſter die Suppen ihrer eigenen
Jntereſſen kochen. Unter 59 Stadtverordneten der Bezirksver
eine im ganzen vier Gewerbetreibende, und darunter
auch noch drei Gärtner! Müßte es nicht jedem Hand-
werksmeiſter und Gewerbetreibenden wie Schuppen
von den Augen fallen, daß ſie von den Bezirksvereinen nur
als Stimmvieh benutzt werden? Und kann es vor allem
auch unr ein ein iger Arbeiter über ſich bei
ſolcher r e Stimme für einen Kandidaten der
kommnnalen Vereine abzugeben Wo jeder Blinde er-
kennen muß, was es in Wirklichkeit mit den Kommunalver
einen, die die Intereſſen der breiten Bürgerſchaft z er treten
ſtatt vertreten, auf hat, ſollten doch die Sehenden und
Denkenden ſich endlich von einem Gängelbande frei machen,
das uns zum größten Schaden gereicht hat, das unſerer Stadt
nachgerade zur Schande wird, und deſſen Wirkung am beſten
ans den Thaten der Herren klar wird.

Wie es anderwärts iſt.
Schon längſt hat ſich unſere Bürgerſchaft daran gewöhnen

müſſen, an den Magiſtrat und die Mehrheit der Stadtverord-neten nur ſehr beſcheidene Anſprüche zu ſtellen. Wenn keine

großen Dummheiten gemacht werden, ſind wir ſchon zufrieden.
Wo hat die Stadtverwaltung nach irgend einer Richtung den
weitausſchauenden Blick, das Organiſationstalent und die ge
ſchäftskluge Finanzgebarung gezeigt, die die Bürgerſchaft zufordern berechtigt iſt wenn ſie ihren erſten Beamten 17 000 Mk.,

12 000 und 10000 Mk. Gehalt zahlen ſoll
Richten wir unſere Blicke nach England!

dort bei weitem nicht alles Gold, was glänzt. Aber ſo viel
ſteht feſt: Eine Stadtverwaltung, die wenig großen Blick
zeigen würde wie die unſere, die ſo offenbar gewiſſe Konven-tikel, Kliquen, Sonderintereſſen und Sonderwünſche günſtigen

wollte wie die unſere, wäre in einer der aufſtrebenden Städte
Englands, höchſtens die City von London ausgenommen, ſchon
längſt unmöglich, ſie wäre vom Unwillen der Bürgerſchaft
fortgejagt worden.

In vielen Städten Englands, namentlich in den größeren
Jnduſtrieſtädten, hat ſich die Stadtverwaltung aller lohnenden
öffentlichen Betriebszweige bemächtigt. Sie gewinnt daraus
die Mittel, auch die nichtlohnenden, aber im Intereſſe der All-
gemeinheit liegenden Beſchäftigungen in die Hand zu nehmen.
Die Straßenbahnen ſind in ſtädtiſcher Regie, und obwohl
die Arbeiter für wenige Pfennige weite Strecken bis nach den
Vororten ſahren können, werfen die Straßenbahnen große Rein
gewinne ab. Wir finden in England Städte, die auf eigenem
Grund und Boden Hunderte von Wohnhäuſern ans
eignen Mitteln bauen und ſie billig vermieten. Wäſchereien
ſind in ſtädtiſcher Regie, in denen jede Hausfrau in bequemſter
Weiſe für 6 Pf. pro Stunde ihre Wäſche reinigen kann. Jn den
öffentlichen Parks werden täglich Freikonzerte gegeben, und die

eſtanrationen ſind in ſtädtiſchem Betriebe; die Preiſe für
Speiſen und Getränke ſind billig. Straßenreinigung undvie Müllabfuhr werden von Ler Stadt beſorgt. Die Fäka-
lien werden, wo nicht das Rieſelſyſtem beſteht, durch die

Stadt nach dem Tonnenſyſtem ab efahren. OeffentlicheBäder mit ſpottbilligen Preiſen, öffentiiche Leſehallen,
Muſeen, die täglich geöffnet ſind, ſtehen jedem zur Ver
fügung. Bei allen Arbeiten, die von der Stadt vergeben wer-
den, müſſen die Unternehmer ſelbſtverſtändlich die von den
Gewerkſchaften aufgeſtellten Lohn- und Arbeits-
ine e ſtreng einhalten; Streikklauſeln giebt es
nicht. Ein Unternehmer, der die Streikklauſel in ſeinen Ver
trag mit der Stadt aufgenommen wiſſen wollte, würde für
nicht geſund gehalten werden. Das Begräbnisweſen ruht in
den Händen der Kommunalverwaltung. Und immer neue Ge
biete ihrer Bethätigung ſuchen die Kommunen auf. Die Folge
davon iſt ein friſches, geſundes Gemeindeleben, Vertrauen der
Bürgerſchaft zur Stadtverwaltung, bereitwilliges Mitarbeiten

Gewiß iſt auch

und Helfen, wenn es Schwierigkeiten zu überwinden gilt. Die
Finanzen ſind in Ordnung; die Steuern werden nur von den

eichen und von den Hausbeſitzern erhoben trotzdem denkt
niemand daran, die Arbeiter ihrer kommunalen Rechte zu be-
rauben. Jm Gegenteil: Die Magiſtrate freuen ſich, wenn auch
in den Arbeiterkreiſen das Jntereſſe am kommunalen Leben er
wacht, und gern zieht man ſie zu Beratungen, zu Begut-
achtungen hinzu. Und dieſe Magiſtrate ſind beileibe nicht ſozial-
demokratiſch; freilich ſind ſie auch nicht mehr ſo kindiſch, dieSozialdemokraten auf Schritt und Tritt bekämpfen zu wollen.

Aber nicht nur in England, auch in einigen deutſchen
Städten geht ein weſentlich friſcherer Zug durch die Verwaltung,
als in dem ſo ganz verſtaubten und vermufften Halle. Berlin,
Frankfurt a. M., Darmſtadt, auch einige ſüddeutſche Städte
ſind nach vielen Beziehungen auf den Gebieten der Kommunal-
verwaltungen uns weit voraus. Wie der Moderduft aus einer
Totengruft ſteigt es auf, wenn man ſich erinnert an das, was
in den letzten beiden Jahren in und von der Stadtverwaltung
geſündigt worden iſt.

Einige bemerkenswerte Worte und Thaten.
Auf Vollſtändigkeit kann die folgende Zuſammenſtellung bei

weitem nicht Anſpruch erheben aber ſie dürfte genügen. Wir
greifen aufs Geratewohl in unſere Mappe und werden da an
nachfolgendes erinnert:

I. Kaum waren die 4000 Mk. aus ſtädtiſchen Mitteln
im Herbſte 1899 bei Einzug der Artillerie vom Magiſtrat und
ſeinen geladenen Freunden verſchmauſt worden, da mußte unſer
Parteigenoſſe Albrecht im Stadtverordneten-Kollegium Be-
ſchwerde führen, daß einem kranken Arbeiter, deſſen einziger
Sohn beim Militär ſtand, und dem im Auguſt die Steuern
niedergeſchlagen worden waren, ſo daß er ſein Wahlrecht ein-
büßte, im September der einzige Tiſch für rückſtändige
Steuern gepfändet wurde. Und als die Frau klagend dem
Exekutor zurief, ſie müßten dann doch von der Erde eſſen, er
hielt ſie zur Antwort: „Dann eſſen Sie eben von der Erde;
das läßt uns kalt!“ Die kommunalvereinlichen Stadtver-
ordneten hörten dieſe bittere Anklage mit an und blieben ſtumm.
Was ſollten ſie auch ſagen Hatten ſie doch in derſelben
Sitzung, welche die 4000 Mk. für den Feſtſchmaus
bewilligte, den Armenetat um ebenfalls 4000 Mk.
gekürzt. Dort 4000 Mark verſchmauſt; hier den einzigen
Tiſch einem kranken Proletarier gepfändet das reimt ſich gut
zuſammen!

2. Als am 8. Januar 1900 von unſeren im Kollegium ſitzen
den Freunden getadelt wurde, daß für die Volksſchulen ſo
wenig Zuſchuß pro Kopf eines Kindes geleiſtet werde (nur rund
32 Mk.), während auf jeden Kopf eines Oberrealſchülers der
ſtädtiſche Zuſchuß von 141 auf 165 Mk. erhöht werden ſolle,
da antwortete der Oberbürgermeiſter Staude: „Für die
Volksſchüler wird genug gethan. Glauben Sie, daß wir
uns unſere höheren Schulen werden erdroſſeln
laſſen Die Hebung der Volksſchulen iſt Herrn Staude
alſo gleichbedeutend mit einer Erdroſſelung der höheren
Schulen. Auch der freiſinnige Kommunalheld Kaufmann
Richter hackte damals auf unſere Freunde mit ein.

3. Jn der folgenden Stadtverordnetenſitzung am 15. Januar
1900, in welcher von den Erkorenen der Kommunalvereine die
vom Magiſtrat geforderten 1000 M. zu einem Renupreiſe
für den ſächſ.-thür. Reiterverein bewilligt wurden und Stadtv.
Keil dieſe Bewilligung als „eine gewiſſe Anſtandspflicht“ er
klärte, lehnten die Herren die feſte Anſtellung der Laternen-
värter ab. Und als in der nächſten Sitzung der Wochenlohn
der Maſchiniſten und Heizer im ſtädtiſchen Schlachthofe
bis auf 18 M. erhöht werden ſollte, was jährlich 200 M.
Mehrausgabe gegen die Magiſtratsvorlage ausgemacht hätte,
blieben unſere Parteigenoſſen allein. Alle anderen ſtimmten
dagegen.

4. Aus der ſtädtiſchen Gasanſtalt war ein Arbeiter ent-
laſſen worden, weil er für Beitritt der Gemeindearbeiter zur
gewerkſchaftlichen Organiſation thätig war. Unſere Freunde
tadelten das. Bürgermeiſter v. Holly hielt die Maßregelung
für berechtigt, weil jener Arbeiter „die Löhne habe wollen in
die Höhe treiben“. Und als unſer Genoſſe Kr üger erwiderte,
die Herren im Magiſtrat brauchten freilich nicht die Hilfe einer
Organiſation, wenn ſie mehr Gehalt haben wollten, rief ein
kommnnalvereinlicher Stadtverordneter: Wir danken unſerem
Herrn v. Holly!“



S. Vom Rittergut Beeſen- Ammendorf hatten 4070
Quadratmeter zur Errichtung von Gebänden für das Waſſer-
werk abgelöſt werden müſſen. Dafür wurden dem Pächter
12 960 qm anderes ſtädtiſches Land von gleicher Güte über-
laſſen. Albrecht und Krüger proteſtierten entſchieden gegen
dieſe große Benachteiligung der Stadt; doch gegen ihre Stimmen
wurde der Magiſtratsantrag angenommen. O, die Herren

können ſehr ſplendid ſein, wenn es nicht aus ihrem eignen
Beutel geht.

6. Der Garniſonälteſte, General Renthe genannt Finck,
hatte alle Welt boykottiert. 18 hieſige Saalbeſitzer erſuchten
in einer Eingabe an die Stadtverordneten, gegen dieſe un-
erhörte Geſchäftsbeeinträchtigung zu proteſtieren. Wieder waren
es nur Krüger und Albrecht, die das Wort ergriffen.
Kaum hatten ſie geendet, da ſtellte der Kommunalvereinler
Brinkmann einen Schlußantrag, und die Sache war
begraben. Nur Stadtv. Schmidt verſicherte, er werde die
Sache bei der erſten beſten Gelegenheit wieder zur Sprache
bringen. Er hat's jedoch vergeſſen. So wahren die
Kommunalvereinshelden die Rechte ihrer eignen
Klaſſengenoſſen. Das war am 26. März 1900.

7. Eine Lotterie für den Ausbau der Moritzburg ſollte
bewilligt werden. Albrecht und Krüger ſprachen gegen
dieſe verwerfliche Methode, ſich Geld zu verſchaffen. Ober-
bürgermeiſter Staude trat ſtramm für die Lotterie ein, da
ſie „die höchſte Protektion erhalten werde“. Die Erkorenen der
Kommunalvereine ſtimmten für die Lotterie, die freilich wegen
r den eingetretenen Erhöhung des Lotterieſtempels ins

aſſer fiel.
8. Wiederholt ſind unſere ſozialdemokratiſchen Vertreter für

Wegfall des Brückengeldes nach der Peißnitz und nach Kröll-witz eingetreten. Die Stande, Holly, an Heiſer,
Richter u. a. wußten aber ſtets allerhand Einwände zu
machen, ſo daß wir noch heute innerhalb Halle die ſkandalöſe
Thatſache zu verzeichnen haben, daß bei dem Verkehr zwiſchen
den einzelnen Stadtteilen und namentlich von Kröllwitz herüber
Brückengeld bezahlt werden muß. 70000 Mk. bei einer
Denkmalseinweihung zum Fenſter hinauswerfen, das
bringen die Herren fertig; aber das Brückengeld innerhalb
der Stadt aufziheben, dafür ſind ſie nicht zu haben. Aller-dings hat das Vrückengeld über die Peißnitzbrücke auch den

löblichen Zweck, den Arbeiterplebs von der Jnſel mög-
lichſt fernzuhalten. Der Geruch von Arbeiterſchweiß könnte
gewiſſe vornehme Naſen verletzen.

9. Wiederholt mußte Beſchwerde geführt werden über allerlei
Polizeiwillkür. Als unſere Freunde Proteſt gegen die An-
ſtellung eines Poliziſten erhoben, der als Unteroffizier wegen
elf Fällen von Mißhandlung beſtraft worden war, erklärte
v. Holly lächelnd, die Poliziſten müßten auch derb drein
hauen können. Ein andermal entſchuldigte ſich Herr
Staude damit, die Polizei ſei eine eigene Behörde mit ſelbſt-
ſtändigen Rechten; er könne da nicht eingreifen. Und dabei
iſt derſelbe Herr Stande der oberſte Leiter der hieſigen Poli-
zei! Einen Wüſtemann nahm die hieſige Polizei in Schutz;
die Bürger finden vor den polizeilichen Uebergriffen nicht den-
ſelben Schutz wie jener Elende. Sagte doch jener Poliziſt:
„Wären es Arbeiter geweſen, ſo hätten wir mit der
Klinge dazwiſchen gehauen; es waren aber Stu-
denten, und deshalb mußten wir Rückſichten nehmen!
Das iſt Halleſches Polizeirecht.

10. Am 2. Juli 1900 wurden in geheimer Sitzung mit
dem Ertrabeſchluß auf ſtrengſte Geheimhaltung 1200 M.
bewilligt für Bewillkommnung des Verbandstages der land-
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften. Faſt nur die Sozialdemo-
kraten ſtimmten dagegen. Jn der Sitzung zuvor, am 25. Juni
hatte Krüger tadeln müſſen, daß ſich der Magiſtrat ohne
jede Spur eines rechtlichen Anſpruchs an die hieſigen Kranken-
kaſſen gewendet hatte, ſie ſollten die 3000 M. mit aufbringen
helfen für Errichtung eines ſtädtiſchen Unterſuchungsamtes für
anſteckende Krankheiten. Hier ein Geſchenk und dort Bwitt-
geſuche um milde Gaben! Das bringt unſer Magiſtrat ſertig.

11. Als am 9. Juli 1900 Albrecht zur Sprache brachte, einer
armen Frau ſei die Jnvalidenrente von der Armenunterſtützung
gekürzt worden, antwortete Stadtrat Pütter, die Frau be-
komme 9 Mark (monatlich) da könne von Notlage
keine Rede ſein; aber die Frauen, die ſich in ſolchen An
gelegenheiten von Sozialdemokraten Rats erhalten, ſeien immer
„koloſſal unverſchämt“ aufgetreten. Wenn einer armen
Frau die paar Mark Jnvalidste gelaſſen werden, oder wenn

die Frau eines im Dienſte verunglückten ſtädtiſchen Schulhaus-
mannes eine kleine Rente erhalten ſoll (12. November 1900),
da muß die Stadt zu Grunde gehen aber tauſendmarkweiſe
das Geld für Geſchenke hinauswerfen, dem „Volkswohl“ jähr
lich 3000 M. zuwenden, ohne daß der Stadt die Kontrolle
über die Verwendung zuſteht, 500 M. zum Empfang des
Gartenkünſtler-Vereins bewilligen (18. Juni 1900), desgleichen
300 M. für die Verſammlung des deutſchen Bädervereins
(1. Oktober 1900), desgleichen 2000 M. noch extra zur „Ver
ſchönerung des Kaiſerdenkmals“ (26. November 1900), desgl.
dem „Volkswohl“ nochmals 500 M. für Turnſpiele (17. Dez.
1900), desgleichen 1000 M. für ein Melanchthon- Denkmal
(25. Februar 1901), desgleichen 1200 M. für Jlluminationen
u. ſ. w. (4 März 1901), desgleichen 500 M. für den Bäcer
Jnnungsverband (13. Mai 1901), desgleichen die unvergeßlichen
70 000 M. für die Denkmalseinweihung (10. Juni 1901), des-
gleichen 3000 M. für das Landgeſtüt Kreuz (23. Sept. 1901)der Magiſtrat hatte gar 6000 B. verlangt das bringen

Magiſtrat und Stadtverordnete fertig. Und wenn
unſere Freunde ihre Stimmen dagegen erheben, werden ſieangegröhlt oder niedergeſtimmt, oder man ſchweigt ſich aus.

12. Unvergeßlich wird es allen Arbeitern ſein, welche Hal
tung Magiſtrat, Polizei und Stadtverordnete zu den ver
ſchiedenen Streiks eingenommen haben, obwohl Herr Staude
noch am 17. September 1900 erklärte, der Magiſtrat
kümmere ſich um Lohnſtreitigkeiten nicht. Ueber die
Petition der Steinſetzer gingen die Stadtverordneten am
22. Oktober 1900 auf Antrag Gygas einfach zur Tages
ordnung über. Es iſt ja ſo bequem, auf dieſe Weiſe die
läſtigen Mahner loszuwerden!

13. Als Stadt der Schulen preiſt ſo gern Oberbürger
meiſter Staude die Stadt Halle. Als aber am 8. Oktober
1900 Genoſſe Emmer eine geringe Erhöhung desfür Speiſung armer Schulkinder befürwortete und Al-
brecht 6000 M. für dieſen Zweck vorſchlug, da wehrte ſich
Herr Staude ſehr energiſch dagegen, und Stadtrat Pütter
brachte es fertig, zu ſagen, es gebe ſchon Mütter, die gar
nichts wehr für ihre Kinder thun und die früh ein-
fach im Bette liegen bleiben. Welch' tiefes Verſtänd-
nis eines Magiſtratsmitgliedes für das endloſe Elend eines
Arbeiterlebens! Von den Helden der Kommunalvereine rührte
ſich niemand bei dieſer in Allgemeinheit durchaus un
zutreffenden Verleumdung der Arbeiterfrauen.

14. Als es ſich am 19. November 1900 um Beſeitigung
der Streikklauſel handelte, erhoben ſich nur die ſozialdemo-
kratiſchen Stadtverordneten für Beſprechung der Jnterpellation.
Alle anderen blieben ſitzen, nachdem Herr Stande mit be-
neidenswertem Mute erklärt hatte, der Magiſtrat habe immer
nach Geſetz und Recht gehandelt. Und als am 16. September
1901 die einfachſten gewerkſchaftlichen Forderungen, die auch
im Intereſſe der ſelbſtändigen Kleinhandwerker liegen, bewilligt
werden ſollten, rief Herr Staude mit wehmütiger Stimme:
„Es wäre himmelſchreiend, wenn dieſe Anträge
gutgeheißen würden!“ Ach, Herr Staude, da iſt gar
manches andere viel „himmelſchreiender“! Aber die Bankiers,
Großfabrikanten, Großkaufleute und Baumeiſter der Kommunal-
vereine nickten verſtändnisinnig mit dem Kopfe und ſtimmten
den Antrag unſerer Freunde nieder.

15. Sehr beſorgt um das Wohl der Kirchen iſt Herr
v. Holly, der zweite Bürgermeiſter. Am 14. Januar 1901
legte er ſich gar arg ins Zeug, daß der VPauluskirche die
607.50 M. an Baugebühren erlaſſen werden möchten, weil es
„nach außen“ keinen guten Eindruck machen würde, wenn
das Kollegium es oblehue, weil ferner die Kirche in der
Volkserziehung obenan ſtehe und weil „von allerhöchſter Stelle
eine Spende zum Kirchenbanu gefloſſen ſei. Als Krüger kurz
und treffend erwiderte, man möge lieber Schulen bauen ſtatt
Kirchen und Kaſernen, trat auch der Arzt Dr. Schmid-Monnard
für das Geſchenk an die Pauluskirche ein, weil das „im Jntereſſe
der Stadt liege. Herr Schmid-Monnard iſt allerdings der
Schwiegerſohn des „berühmten“ Baumeiſters Kuhnt, auf deſſen
Areal die Pauluskirche errichtet wird. Noch froeigiebiger im
Jntereſſe der Kirchen zeigte ſich v. Holly, als er am 20. Mai
1901 beantragte, es ſollten 12000 M. aus den Sparkaſſen-
Ueberſchüſſen zu einem beſonderen Kirchenfonds zurück
gelegt werden. Dieſe Forderung nahm ſich um ſo ſchöner aus,
als für Unterſtützung der Schwindſüchtigen ganze 300 Mk.
für die Notſtandsarbeiten nur 10000 Mk. mit Ach und Krach
bewilligt worden waren.



16. Welche Kunſtanſichten Herr Staude als Stadtober-
haupt am 29. April 1901 bei Beſchlußfaſſung über Volks vor-
ſtellungen im Stadttheater entwickelt hat, wie er ſogar als
Obervater der „Schulſtadt“ Halle am 21. Jan., 29. April u. 6. Mai
1001 gegen jede Erweiterung bei Beſchaffung unentgeltlicher
Lermmittel auftrat, obwohl nach dem vorjährigen Magiſtrats
bericht faſt die Hälfte der hieſigen Einwohnerſchaft unter
990 Mk. Jahreseinkommen hat, welche Stellung der geſamte
Magſſtrat bei der Petition gegen den Brotwucher ein-
genommen und wie er das bißchen Erbbaurecht vollends ver
hunzt hat, damit ja nicht die Arbeiterſchaft den Klauen der
Hausagrarier entrückt wird, wie ferner durch Streichungen
aus der Wählerliſte in den Jahren 1897, 1899 und 1901 Tauſende
von Arbeitern um ihr kümmerliches Wahlrecht gebracht worden ſind,
wie auf der anderen Seite wiederum mit unbarmherziger
Strenge kleine Stenerrückſtände eingetrieben wurden,
und wie bei all dieſen glorreichen Magiſtratsthaten die von den
Kommunalvereinen empfohlenen und von der Mehrheit der
Wahlteilnehmer gewählten Stadtverordneten bis auf ſeltene
Ausnahmefälle dem Magiſtrat treue Dienerſchaft leiſteten,
das muß noch jedem Arbeiter und Handwerker in Erinnerung ſein.

17. Jm vollſten und unvergänglichſten Glanze zeigten ſich
jedoch Magiſtratund die kommunalvereinlichen Stadt-
verordneten, als in der Sitzung am 15. Juli 1901 das Orts-
ſtatut betreffs Einteilung der Wählerklaſſen geändert
wurde. Die Staatsregierung hatte eingeſehen, welche allzu grobe
Ungerechtigkeit darin liegt, daß die Handvoll Wähler erſter
Klaſſe für ſich ebenſo viele Stadtverordnete wählen dürfen
wie die faſt 20000 Wähler dritter Klaſſe. Die Staats-
regierung wollte alſo dieſe häßliche Begünſtigung des Geldſacks
ein wenig mildern. Sie ließ aber drei Möglichkeiten der Ab-
änderung zu. Magiſtrat und Stadtverordnete entſchieden
ſich für die kläglichſte der Aenderungen. Der Kommunalvereinler
Rechtsanwalt Dr. Keil ſagte offen heraus, man ſolle doch kein
Berſteckſpiel treiben; das Statut ſei in der That gegen die So-
zialdemokratie gerichtet. v. Holly rechnete nach, daß die Ar-
beiter nach ihrer Steuerleiſtung nur auf zwei Stadtverord-
netenſitze Anſpruch hätten. Daß die Arbeiter erſt die Mil-

lionen von Mark haben verdienen müſſen, von denen die Reichen
ihre Steuern zahlen, daß die Arbeiter in letzter Linie auch die
10000 Mk. Jahresgehalt für Herrn Holly ſich abſchinden müſſen
und daß auch die 2000 Mk. Zulage, die jetzt Herr v. Holly
zu ſeinem Jahresgehalte verlangt, aus den Rippen der Arbeiter
geſchnitten werden, das ſcheint der zweite Bürgermeiſter von
Groß-Krähwinkel, genannt Halle, nicht zu begreifen.

Es mag genug ſein an dieſen Beiſpielen! Sie
alle zeigen, wes Geiſtes Kind unſer Magiſtrat und die kommu-
nalvereinlichen Stadtverordneten ſind.

Mitbürger der dritten Klaſſe! Schweres Unrecht,
was an den Nichtbemittelten verübt worden iſt, gilt es zu
ſühnen bei den Wahlen am 4., 5. und 6. November. Niemand
hilft uns, wenn wir uns nicht ſelbſt helfen. Wie die aus
den Kommunalvereinen hervorgegangenen Stadtverordneten
gewirkt haben, iſt ſoeben an einigen bei weitem nicht an allen

Beiſpielen gezeigt worden. Zugleich ergiebt ſich aus den an
geführten Beiſpielen, daß die ſozialdemokratiſchen Vertreter und
nur ſie allenthalben für Recht und Gerechtigkeit eingetreten
ſind. Schütteln wir darum endlich das Joch der Kommunal-
vereine ab! Machen wir uns frei von einem Kliquenweſen,
das nur das öffentliche Wohl“ auf den Lippen führt, durch ſeine
Thaten aber beſtändigen Verrat an der Bürgerſchaft übt.

Nicht im Zorn! Die Herren vertreten ihre Jnter-
eſſen und vertreten dieſe ausgezeichnet! Erkennen wir
aber, daß die Jntereſſen dieſer Herren nicht die unſrigen
find. Laßt uns unſere Jutereſſen mit derſelben Schärfe
wahrnehmen, und wählen wir deshalb Leute in das Kolle-
gium, die zwar beim Magiſtrat nicht beliebt ſind, die aber
auch gar nicht nach dem Ruhme geizen, ſich lieb Kind bei denen
zu re deren Verwaltungsſyſtem unſere Stadt dem Ruine
uführt.

Lange genug hat das verderbliche Regiment der kommunalen
Vereine auf der Bürgerſchaft gelaſtet! Ermannen wir uns
und vereinigen wir unſere Stimme auf folgende Kandidaten,
von denen jeder überzeugt ſein darf, daß ſie keiner Maßnahme
zuſtimmen, durch welche der breiten Bürgerſchaft Schaden zu
gefügt wird

1. Bezirk (Marktviertel):

Redakteur Wilhelm Swäemty.
2. Bezirk (Königsviertel):

Schneidermeiſter Acholf Albrecht (Wicrderwahl).
3. Bezirk (Glauchaer Viertel):

Korrektor Karl Kribger (Wicrderwahl),
KRrdakteur Adolf Thiele

4. Bezirk Magdeburger Viertel):

Zeitungsverleger Amgust Gross,
Mühlenbaner Gerstav Selhhmmiddt.

5. Bezirk (Neumarktviertel):

Tiſchlermeiſter Karl Reiwamcl.
Arbeiterſekretär Mathias Güldenberg

6. Bezirk (Halle-Nord):

Schriftſcher Wüälhelmn Osterbaurg, (Wirderwahl).

der Suziuhenrkratiſche Verein

Verlag von Franz Lehmann, Halle a. S. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei.
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